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Kurzfassung 

Bund 2016/4 

Flächennutzung im Bereich der Neuen Donau, 
der Donauinsel und des Donaukanals 

ein und änderten vertragHche Schutzbestimmungen im Interesse der 
öffentlichen Hand zu dessen Gunsten, ohne dass dafür eine ausrei­
chende Begründung bzw. eine wirtschaftliche Gegenleistung vor­
lag. Zudem wies der Bestandnehmer wiederholt Zahlungsrückstände 
gegenüber den Bestandgebem DHK sowie der Stadt Wien auf und 
nutzte Flächen teilweise titellos. (TZ 2) 

Im Oktober 2010 brachten die Stadt Wien und der Wiener Hafen 
eine Räumungsklage gegen den Bestandnehmer ein. Das Gerichts­
verfahren war zur Zeit der Gebarungsüberprüfung noch nicht abge­
schlossen. (TZ 32) 

"Sonnentagsregelung" 

Mit einer im Jahr 1998 gewährten Regelung, wetterabhängige 
Reduktionen des Bestandzinses vorzusehen, übernahm die Stadt 
Wien einen Teil des unternehmerischen Risikos der Bestandnehmer. 
Ferner sorgten die gewährten Zinsreduktionen für unterschiedliche 
Bestandzinsniveaus auf vergleichbaren Flächen. (TZ 33) 
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Kenndaten zur Flächennutzung im Bereich der Neuen Donau, der Donauinsel 
und des Donaukanals 

Organisationseinheiten und eingebundene Rechtsträger 

Donauhochwasserschutz­
Konkurrenz (DHK) 

Bund 

Stadt Wien 

Unternehmen 

gesetzliche Grundlagen 

Erlöse 
Liegenschaftsverwaltung 

Bund/via donau1 

DHK 

Körperschaft öffentlichen Rechts (Bund vertreten durch BMVIT, Land 
Niederösterreich, Stadt Wien) 

BMVIT 

Wiener Gewässer, Wiener Stadtgärten, Straßenbau und Straßenverwaltung 

DHK - Management Gesellschaft m.b.H. 

Wiener Donauraum Länden und Ufer Betriebs- und Entwicklungs­
gesellschaft mbH (WDE) 

via donau - Österreichische Wasserstraßen-Gesellschaft m.b.H. (via donau) 

Wien er Gewässer Management Gesellschaft mbH (WGM) 

Bundesgesetz über Aufgaben und Organisation der Bundes-Wasserstraßen­
verwaltung - Wasserstraßengesetz, BGBl. Nr. 177/2004 i.d.g.F. 

Bundesgesetz vom 16. Dezember 1927 über die Bildung einer Donau­
hochwasserschutz-Konkurrenz, BGBl. Nr. 372/1927 i.d.g.F. 

2010 

784.353 

801.724 

2011 2012 2013 2014 Veränderung 

in EUR in % 

980.771 1.002.679 1.314.792 1.512.035 92,8 

785.300 868.442 879.461 939.185 17,1 

Erlöse aus der Liegenschaftsverwaltung via don au sowie von dieser auf Basis des Fruchtgenussvertrags mit dem Bund 
verwalteten Bund-Liegenschaften 

Quellen: DHK; via donau 

Prüfungsablauf und 
-gegenstand 

498 

1.1 Der RH überprüfte von November 2014 bis März 2015 die Flächennut­
zung und die damit in Zusammenhang stehende Gebarung an Gewäs­
sern im Bereich der Neuen Donau, der Donauinsel und des Donau­
kanals. Die Erhebungen erfolgten beim BMVTT, der Stadt Wien sowie 
den Unternehmen via don au - Österreichische Wasserstraßen- Gesell­
schaft m.b.H. (via donau) , DHK - Management Gesellschaft m.b.H., 
Wiener Gewässer Management Gesellschaft mbH (WGM) sowie Wie­
ner Donauraum Länden und Ufer Betriebs- und Entwicklungsgesell­
schaft mbR (WDE). Der überprüfte Zeitraum umfasste im Wesentlichen 
die Jahre 2010 bis 2014; in Einzelfä ll en berücksichtigte der RH auch 
Sachverhalte außerhalb dieses Zeitraums. 
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Prüfungsablauf und -gegenstand Flächennutzung im Bereich der Neuen Donau, 

der Donauinsel und des Donaukanals 

Bund 2016/4 

Ziel der Überprüfung war die Beurteilung 

- der Nutzungen der Pachtflächen sowie der Zuständigkeiten, 

- der Investitionen und Förderungen, 

- der vertraglichen Gestaltungen, der Pachtmodelle und Beteiligungen 

sowie 

- der diesbezüglichen Einnahmen und Ausgaben. 

Hinsichtlich der betroffenen Grundflächen überprüfte der RH im Rah­

men der Gebarungsüberprüfung die wesentlichen bestehenden Nut­

zungen bzw. Bestandnehmer aus dem Gastronomie- und Freizeitbe­

reich (53 Fälle) und nahm vergleichende Betrachtungen vor. 

1.2 Zu dem im September 2015 übermittelten Prüfungsergebnis gaben 

die via donau im Oktober 2015, die WGM, das BMVIT und das Land 

Niederösterreich im November 2015 sowie die Stadt Wien im Dezem­

ber 2015 Stellungnahmen ab. Der RH erstattete seine Gegenäußerungen 

im März 2016. 

1.3 (1) Laut Stellungnahme des BMVIT sei eine koordinierte Stellung­
nahme zu den an die Kurien der Donauhochwasserschutz - Konkur­
renz (DHK), BMVIT, Land Niederösterreich und Stadt Wien, gerich­
teten Empfehlungen durch die via donau als geschäftsführende Stelle 
der DHK übermittelt worden. 

(2) Die Stadt Wien wies in ihrer Stellungnahme darauf hin, dass vom 
RH kritisch gesehene Entscheidungen der DHK, welche vom Vertreter 
des Bundes und dem Vertreter des Landes Niederösterreich herbeige­
führt wurden, oftmals gegen den Willen der Stadt Wien zustandege­
kommen seien. Die Stadt Wien bemängelte die aus ihrer Sicht nicht 
immer klare Unterscheidung zwischen der DHK und der via donau und 
hielt es für wünschenswert, alle in der DHK vertretenen gleichberech­
tigten Kurien auch gleich zu behandeln. 

Ferner könne der vorliegende Bericht des RH auch zum Anlass genom­
men werden, die Zuständigkeit der DHK ausschließlich aufjene Flächen 
zu reduzieren, die hochwasserschutzrelevant seien. Darüber hinaus sei 
zu evaluieren, ob die DHK mit ihren aufwändigen Entscheidungsstruk­
turen im Wege von drei Kurien heute noch zeitgemäß sei. 
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Prüfungsabtauf und gegenstand 

Überblick 
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1.4 Der RH stellte gegenüber der Stadt Wien bezüglich der in ihrer Stel­
lungnahme relevierten unklaren Unterscheidung zwischen der DHK 
und der via donau klar, dass er seine Prüfungsfeststellungen und Emp­
fehlungen zielgerichtet sowohl an die Kurien der DHK als auch an die 
via donau als geschäftsführende Stelle der DHK gerichtet hatte. Die 
Umsetzung der Empfehlungen wäre zuständigkeitsabhängig in den 
Gremien der DHK auf strategischer Ebene zu beschließen und von der 
via donau als geschäftsführende Stelle der DHK operativ zu verwirk­

lichen. 

Vor dem Hintergrund der geltenden Gremienbeschlüsse der DHK als 
Körperschaft öffentlichen Rechts und eigenständige Rechtsperson 
erachtete es der RH nicht für vordringlich, Auffassungsunterschiede 
zwischen den Kurien sowie das Abstimmungsverhalten der einzelnen 
Kurien umfassend abzubilden, zumal für jede Kurie die Gelegenheit 
zur Stellungnahme bestand und die Stadt Wien zu den für sie wesent­
lichen Punkten des Berichts in weiterer Folge Stellung genommen hatte. 

Der RH hielt weiters fest, dass er empfohlen hatte, die Zuständigkeit 
der DHK auf die hochwasserschutzrelevanten Flächen zu reduzieren 
(siehe TZ 4). Im Übrigen blieb es der Stadt Wien unbenommen, zu hin­
terfragen, ob die DHK mit ihren aufwändigen Entscheidungsstrukturen 
- die der RH bezüglich der Langwierigkeit der Entscheidungsfmdung 
bemängelt hatte - noch zeitgemäß sei. Er wies die Stadt Wien aller­
dings daraufhin, dass in den ihm vorgelegten DHK-Sitzungsprotokol­
len der letzten zehn Jahre keine derartigen Wortmeldungen der Kurie 
Wien protokolliert waren. 

2.1 (1) Die im Rahmen dieser Gebarungsüberprüfung durch den RH über­
prüften Liegenschaften im Eigentum der öffentlichen Hand entlang der 
Neuen Donau, der Donauinsel und des Donaukanals wurden aufgrund 
der unterschiedlichen grundbücherlichen Eigentümer und Miteigentü­
mer von verschiedenen Stellen als Vermieter bzw. Bestandgeber ver­
waltet (siehe Abbildung 1). Dementsprechend unterschieden sich die 
Bestandverträge für vergleichbare und benachbarte Nutzungen bezüg­
lich der Richtsätze und Tarife, der Umsatzbeteiligungen, der Vertrags­
dauer sowie der Weitergabe der Flächen. 

(2) Die DHK war als Körperschaft öffentlichen Rechts, die aus drei 
Kurien (Bund, Niederösterreich und Wien) bestand, im Jahr 1927 zum 
Zweck der Erhaltung von Hochwasserschutzanlagen an der Donau 

Bund 2016/4 

III-249 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 06 Hauptdokument Teil 6 (gescanntes Original)4 von 80

www.parlament.gv.at



R -
H 
Überblick 

Bund 2016/4 

Flächennutzung im Bereich der Neuen Donau, 
der Donauinsel und des Donaukanals 

gegründet worden. 1 Die Geschäftsstelle der DHK war bei der via don au 
angesiedelt. 

Die von der DHK verwalteten Liegenschaften lagen zu einem Großteil 
in Wien, v.a. entlang des Donaukanals, der Neuen Donau, der Donau­

insel sowie der Alten Donau (siehe Abbildung 1 sowie Verwaltungs­
bereich, TZ 11). 

Aufvon der DHK verwalteten Flächen im Bereich des Schwedenplatzes 

hatte zudem die WDE2 ein Baurecht für die "Schiffstation Wien City" 

erworben und trat dort als Vermieterin auf (siehe "Schiffstation Wien 
City", TZ 23). 

Mit Bundesgesetz vom 16. Dezember 1927 (BGBI. Nr. 372/ 1927) bildeten die betrof­

fenen Gebietskörperschaften (Bund, Land Niederösterreich und Land Wien) zum Zweck 

der Erhaltung der aufgrund der Don auregulierungsgesetze ausgeführten Schutz- und 

Dammbauten sowie zum Zweck der Erhaltung des Betriebs und der Verwaltung der damit 

zusammenhängenden Anlagen und Grundflächen von der Einmündung der lsper in die 

Donau bis zur Landesgrenze bei Theben die Donauhochwasserschutz-Konkurrenz. 

2 Die WDE stand als Tochtergesellschaft der Wiener Hafen GmbH EI Co KG in einem 

Konzernverhältnis mit der Wien Holding und somit der Stadt Wien. Die Geschäftstä­

tigkeit der WDE bestand v.a. aus dem Betrieb der in Wien liegenden Schifffahrtslän­
den sowie der Verwaltung des Schifffahrtszentrums Reichsbrücke und der Schiffsta­

tion "Wien City" am Schwedenplatz. 
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Abbildung 1: Übersicht: Verwaltung der Liegenschaften 

Donauhochwasserschutz-Konkurrenz (DHK) - Körperschaft aus Bund, 
Niederösterreich und Wien vertreten durch die via donau als 

Geschäftsstelle der DHK: 

Verwaltung von Flächen am Donaukanal v.a. im Bereich des 1. Wiener 
Gemeindebezirks und im Mündungsbereich 
Verwaltung von Flächen auf der Donauinsel und an der Neuen Donau 

Bund (vertreten durch das BMVIT bzw. die via donau): 

Eigentum und Verwaltung von Flächen am Donaukanal v.a. im Bereich des 
3. und 19. Wiener Gemeindebezirks sowie am rechten Donauufer 

Stadt Wien: 

R -
H 

MA 45: Eigentum und Verwaltung von Flächen der Neuen Donau bzw. der 
Donauinsel zwischen Reichsbrücke und Brigittenauer Brücke ("sunken City" 
und "Copa Kagrana") 
MA 42: Eigentum und Verwaltung von Flächen des Herrmannparks am 
Donaukanal sowie an der Roßauer Lände in Wien 

Wiener Gewässer Management 
Gesellschaft mbH (WGM): 

- Pächterin von Flächen an der 
Neuen Donau zwischen Reichs­
brücke und Brigittenauer Brücke 
("Co pa Kagrana") 

Quellen: DHK; Stadt Wien ; via donau 

Wiener Donauraum Länden und 
Ufer Betriebs- und 

Entwicklungsgesellschaft mbH (WDE): 

Baurechtnehmerin und Vermieterin 
am Donaukanal im Bereich des 
Schweden platzes in Wien 

(3) Der Bund war durch das BMVIT bzw. die via donau3 als Verwal­
terin und Fruchtnießerin der in seinem Eigentum stehenden liegen­
schaftsflächen vertreten. Das BMVIT hatte der via donau an den der­
zeitigen und künftig erforderlichen Bundesliegenschaften ein Recht 
auf Fruchtnießung eingeräumt. 

3 Die via donau erfüllte Bundesaufgaben im Bereich Wasserstraße und Schifffahrt. Nach 

In krafttreten des neuen Wasserstraßengesetzes (BGBI. I Nr. 177/2004) am 31. Dezem­

ber 2004, das die rechtliche Grundlage sämtlicher Tätigkeiten der via donau regelte, 

nahm das Unternehmen mit Beginn des Jahres 2005 seine Arbeit auf. Die via donau 

war für die Verwaltung der Wasserflächen und jener Landflächen, die im AJ lein eigen­

turn des Bundes standen, verantwortlich. Darüber hinaus war sie als geschäftsführende 

Stelle der DHK auch für jene Land- und Wasserflächen zuständig, die im Miteigentum 

des Bundes, des Landes Niederösterreich und der Stadt Wien standen. 
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Flächennutzung im Bereich der Neuen Donau, 
der Donauinsel und des Donaukanals 

Die entsprechenden Liegenschaftsflächen in Wien lagen am Donau­

kanal im Bereich des 3. und 19. Gemeindebezirks sowie am rechten 

Donauufer (siehe Abbildung 1 sowie "Spittelau", TZ 29 und "Sum­
merstage", TZ 30). 

(4) Die Liegenschaften im Eigentum der Stadt Wien verwaltete in der 

Regel die Magistratsabteilung Wien er Gewässer (MA 45). Dies waren 
v.a. Flächen im Kernbereich der Donauinsel bzw. der Neuen Donau. 

Vereinzelt standen auch Flächen im Verwaltungsbereich anderer Magi­
stratsabteilungen, wie z.B. der Magistratsabteilung Wiener Stadtgärten 

(MA 42) entlang des Donaukanals (siehe "Strandbar Herrmann", TZ 31). 

Darüber hinaus hatte ab dem Jahr 2011 die WGM4 als Generalpäch­

terin der Stadt Wien (MA 45) Flächen im Bereich der Neuen Donau 

zwischen Reichsbrücke und Brigittenauer Brücke ("Copa KagranaU

) 

gepachtet (siehe Verwaltungs bereich TZ 11). 

4 Die WGM war eine 100 o/o ige Tochter der Stadt Wien. Sie befasste sich mi t der Orga­

nisation und Abwick.lung der Errichtung und des Betriebes von wasse rbau lichen Ein­

richtungen fü r Oberflächengewässer und Grundwässe r im Bereich der Stadt Wien. 
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Abbildung 2: Übersicht: Grundstückseigentümer, Bestandgeber und 
Bestandnehmer 

,) 

( 
lage der durch den RH geprOften Flächenn(/tzungen 
bzw. Besfandnehmer (Gastronomie. und Freizeitbetriebe ) 

Grundstockselgeritomer und Bestandgeber 
Oon.uhoohw .. _tchlltZko,,"urrO!1Z (DHK) 

_ Bund (vi. dan",,) 

VI. don.u 

Stadt IM.n 
lMe_ SI. d1QIIrten (PM A2) 

_ 088 

1 
Quellen Grundbuoh, OHK, Stadt W1Jn . ..,i. do.nau. 
eearbeltung RH 

Que llen: Grundbuch; DHK; Stadt Wi en; via donau ; Bearbeitung und Darstellung: RH 
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Liegenschaftsverwaltung 

Liegenschaften der 
Donauhochwasser­
schutz-Konkurrenz 

Bund 2016/4 

Flächennutzung im Bereich der Neuen Donau, 
der Donauinsel und des Donaukanals 

2.2 Der RH stellte kritisch fest, dass die Bestandverträge für vergleichbare 
und benachbarte Nutzungen auf den im Rahmen dieser Gebarungs­
überprüfung durch den RH überprüften Liegenschaften im Eigentum 
der öffentlichen Hand durch die Vielfalt an Vermietern bzw. Bestand­
gebern in ihrer Ausgestaltung unterschiedlich waren und bezüglich 
der Richtsätze und Tarife, der Umsatzbeteiligungen, der Vertragsdauer 
sowie der Weitergabe der Flächen variierten. 

Entwicklung und Geschäftsordnung 

3.1 (1) Die im Gesetz und der Geschäftsordnung verankerte Zuständigkeit 
des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft für die DHK lag 
- mit dem Übergang der wasserbautechnischen Angelegenheiten der 
schiffbaren Flüsse nach 1945 auf das damalige Ressort Handel und 
Verkehr - nunmehr beim BMVIT. Die via donau war gemäß Wasser­
straßengesetz im Rahmen der Bundesagenden geschäftsführende Stelle 
der DHK und für die Besorgung der Geschäfte zuständig.5 

(2) Ein Übereinkommen aus 1927 bzw. eine Geschäftsordnung des 
Jahres 1928 regelten die Arbeitsweise der DHK. Die Beschlussfassung 
kam einem Ausschuss zu, in den das BMVIT, das Land Niederösterreich 
und die Stadt Wien je einen Kurienvertreter entsandten. Der Vorsitz 
lag beim BMVIT. Beschlüsse konnten mit einfacher Stimmenmehrheit 
gefasst werden. Bei wichtigen Punkten (z.B. Feststellung von Voran­
schlägen und Rechnungsabschlüssen, Verträgen mit einer Laufzeit von 
über zwei Jahren oder wesentlichen Veränderungen der Grundflächen 
bzw. deren Nutzung) war die Zustimmung aller drei Vertreter erforder­
lich. Dies betraf somit sämtliche längerfristigen Bestandverträge bzw. 
die Vermietung und Verpachtung von Grundflächen. Angelegenheiten, 
die das Stadtbild von Wien berührten, bedurften zudem der Zustim­
mung der Stadt Wien. 

(3) Diesbezügliche Beschlussfassungen der DHK waren abstimmungs­
intensiv und wurden u.a. in eigenen Liegenschaftssitzungen der Kurien 
behandelt. Bereits im Jahr 2006 und erneut im Jahr 2008 erachteten die 
Kurien der DHK eine Neugestaltung der Geschäftsordnung sowie eine 
Anpassung an veränderte rechtliche Rahmenbedingungen als erforder­
lich. Die via donau arbeitete einen Entwurf für eine neue Geschäfts­
ordnung aus und legte ihn den Kurien zur internen Abstimmung im 
Herbst 2008 vor. Ein Beschluss in den Gremien der DHK erfolgte bis-

5 § 2 Abs. 1 Z 8 Wasserstraßengesetz, BGB\. 1 Nr. 177/2004 
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her nicht. Die DHK teilte dem RH im Rahmen einer diesbezüglichen 

Anfrage im Februar 2015 mit, dass dieses Thema nunmehr ein Bestand­

teil des Projekts "DHK Neu" (siehe TZ 5) sei. 

3.2 Der RH verwies kritisch darauf, dass die Kurien der DHK bereits 2006 
und erneut 2008 eine Neugestaltung der Geschäftsordnung sowie eine 

Anpassung an veränderte rechtliche Rahmenbedingungen als erfor­
derlich angesehen hatten. Ein entsprechender Beschluss in den Gre­

mien war den Kurien der DHK nach nunmehr sieben Jahren bisher 

nicht gelungen. 

Der RH empfahl daher dem BMVIT, dem Land Niederösterreich und 

der Stadt Wien als Kurien der DHK, zeitnah auf den Beschluss einer 

neuen Geschäftsordnung der DHK hinzuwirken. 

3.3 Laut Stellungnahme der via donau habe sie mit Juli 2015 eine Geschäfts­
ordnungfür den Ausschuss der DHK sowie damit korrespondierend für 
die via donau als geschäftsführende Stelle der DHK im Entwurf erar­
beitet. Sie werde eine Finalisierung der Entwürfe in den kommenden 
DHK -Sitzungen unter Einbindung der Kurien weiterverfolgen. 

Das Land Niederösterreich teilte in seiner Stellungnahme mit, dass zwi­
schenzeitlich Entwürfe zu einer Geschäftsordnung für den Ausschuss 
der DHK-neu sowie der geschäftsführenden Stelle vorlägen, die aus 
Sicht des Landes kurzfristig beschlossen werden könnten. 

Aufgaben 

4.1 (1) Die gesetzlich geregelten Aufgaben der DHK waren v.a. 

- die Erhaltung der Schutz- und Dammbauten von der Einmündung 

der Isper bis zur Landesgrenze bei Theben (Slowakei), 

- die Erhaltung des Donaukanals, der Betrieb des Wehrs und der 

Schleuse Nußdorf sowie der damit zusammenhängenden Anlagen 
und Grundfl ächen nach Übernahme der Kommission für Verkehrs­

anlagen 6 sowie 

- der Betrieb und die Verwaltung der damit in Zusammenhang stehenden 
DHK - Liegenschaften. 

6 Bundesgesetz vom 15. Juni 1934 (BGBI. Nr. 95/1934) betreffend die Liquidierung der 

Kommission für Verkehrsanlagen in Wien 
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Flächennutzung im Bereich der Neuen Donau, 
der Donauinsel und des Donaukanals 

(2) Ein direktes grundbücherliches oder außergrundbücherliches Eigen­
tum an Liegenschaften wies die DHK nicht auf. Die Liegenschaften 

wurden bereits im Rahmen der Gründung der DHK im Jahr 1927 unter 
Aufrechterhaltung von festgesetzten Eigentumsanteilen in das Mit­

eigentum der drei Gebietskörperschaften der DHK ("Kurien": Bund, 
Land Niederösterreich, Stadt Wien) zur Verwaltung und Nutznießung 

übergeben. Die DHK- Liegenschaften lagen insgesamt zu einem Groß­
teil auf Wien er Gemeindegebiet (rd. 83 %). In Wien waren dies v.a. 

Flächen entlang des Donaukanals, der Neuen Donau, der Donauinsel 
sowie der Alten Donau.7 

(3) Im Mai 2008 beschlossen die Kurien, eine Auflistung der in der 

Erhaltung und Verwaltung der DHK stehenden und noch zu überneh­

menden Anlagen zu erarbeiten. Auch eine Rückübertragung bestimmter 
Liegenschaften auf die Kurien sowie die damit verbundenen Aufwen­

dungen wurden im Jahr 2008 diskutiert. Tatsächlich war bei zahlreichen 
Liegenschaften die Hochwasserschutzfunktion nicht mehr gegeben oder 

diese wurden für den Hochwasserschutz nur eingeschränkt benötigt. 

Dies waren z.B. Liegenschaften im Bereich der Alten Donau bzw. zum 
Teil die bei Hochwasser nicht überfluteten Flächen auf der Donauinsel. 

Zudem stellten die Kurien zu diesem Zeitpunkt auch Überlegungen 
hinsichtlich der Übertragung einzelner, weiterer Hochwasserschutzan­
lagen auf die DHK8 an und beauftragen Studien bezüglich der budge­

tären Abschätzung der jährlichen Erhaltungskosten. 

(4) Im Juni 2012 richtete das BMVJT als Vertreter der Kurie Bund einen 

Lenkungsausschuss zur Lösung dieser Fragen ein. Die wesentlichen 

Themen waren neben strukturellen und Organisationsfragen der DHK 
auch die Fragen der benötigten Anlagen der Donauinsel, Neuen Donau, 

Alten Donau und des Donaukanals. 

Im September 2012 vereinbarte der Lenkungsausschuss, jene Anlagen­
bereiche zusammenzufassen, die für einen lOO-jährigen Hochwasser­

schutz erforderlich waren. Diese sollten bis zum zweiten Quartal 2013 
evaluiert und über die darüber hinaus verbleibenden Anlagenteile bzw. 

über eine Aufteilung derartiger Liegenschaften auf die beteiligten 
Gebietskörperschaften diskutiert werden. Eine Entscheidung über die 

7 Nachdem das La nd Niederösterreich seine Miteigentumsanteile in Wien in den Jah­
ren 1938 und 1940 der Stadt Wien übereignet hatte, wurde das Eigentumsrecht der 
DHK-Liegenschaften in Wien mit einem Drittel für die Republik Österreich und mit 
zwei Dritteln für die Stadt Wien im Grundbuch ei nverleib t (G esetz über Gebietsverän­
derungen im Lande Österreich RGBI. Nr.158/1938, Nachtragsübereinkommen mit dem 
Reichsgau Niederdonau vom 31. März 1940). 

8 Tullnerfeld Nord bzw. Hochwasserschutza nlagen der Stadt Wien 
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tatsächlich für den Hochwasserschutz benötigten Anlagen bzw. eine 
allfallige Entflechtung und Aufteilung lagen bis zum Frühjahr 2015 

nicht vor. 

(5) Die DHK teilte dem RH im Rahmen einer diesbezüglichen Anfrage 

im Februar 2015 mit, dass in den letzten Jahren mehrmals Vorschläge 

zu einer Realteilung erarbeitet, jedoch bislang in keiner DHK-Sitzung 
behandelt worden seien. Nunmehr seien die bestehenden Unterlagen 

über DHK-Anlagen allerdings im Rahmen des Projekts "DHK Neu" 

(siehe TZ 5) georeferenziert verfügbar. 

4.2 Der RH bemängelte, dass eine aktuelle Auflistung der in der Erhaltung 

und Verwaltung der DHK stehenden und noch zu übernehmenden Anla­

gen sowie eine Übersicht über die für den Hochwasserschutz benötigten 

Liegenschaftsflächen erst mit Verspätung im Rahmen des Projekts "DHK 
Neu" im Jahr 2015 erstellt wurden. Tatsächlich war bei zahlreichen Lie­
genschaften die Hochwasserschutzfunktion nicht mehr gegeben oder 

diese wurden für den Hochwasserschutz nur eingeschränkt benötigt. 
Eine Entscheidung über diese Anlagen bzw. eine allfallige Aufteilung 

derartiger Liegenschaften auf die beteiligten Gebietskörperschaften 

lagen bis zum Frühjahr 2015 ebenfalls nicht vor. 

Der RH erinnerte die DHK daran, dass sich die gesetzlichen Aufgaben 

der DHK auf die Erhaltung der aufgrund der Donauregulierungsgesetze 

ausgeführten Schutz- und Dammbauten sowie auf den Betrieb und 
die Verwaltung der damit zusammenhängenden Anlagen und Grund­

flächen beschränkten. 

Der RH empfahl daher dem BMVIT, dem Land Niederösterreich und der 
Stadt Wien als Kurien der DHK, eine Entscheidung über die tatsäch­
lich für den Hochwasserschutz der DHK benötigten Anlagen herbei­

zuführen und sich auf die gesetzlich geregelten Aufgaben der DHK zu 
beschränken. Nicht für den Hochwasserschutz benötigte Liegenschaf­
ten wären aus der Verwaltung sowie Nutznießung der DHK zu entfer­
nen sowie in Abwägung der damit verbundenen Kostenfragen auf die 

Gebietskörperschaften zu übertragen . 

4.3 (1) Laut Stellungnahme der via donau würden aufgrund der im Pro­
jekt DHK -neu erhobenen und aufbereiteten Daten derzeit Entschei­
dungsgrundlagen für eine substanzielle DHK-Reform ausgearbeitet. 
Den Kurien würden Reformvarianten einschließlich der zu erwar­
tenden finanziellen und eigentumsbezogenen Auswirkungen vorgelegt. 
In weiterer Folge würden Detailplanungen und Verhandlungen über 
die Abgrenzungen und Übertragungsmodalitäten betreffend die nicht 
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für den Hochwasserschutz relevanten Liegenschaften, Anlagen und 
Gebäude eTjolgen. 

(2) Die Stadt Wien verwies in ihrer Stellungnahme darauf, dass sie 
schon seit mehreren Jahren auf eine Rückführung der DHK auf ihre 
gesetzlichen Aufgaben gedrängt habe, was im Projekt DHK- neu hätte 
umgesetzt werden sollen. Allerdings sei die DHK -neu in den darauf­
folgenden Jahren - entgegen ihrem gesetzlichen Auftrag - als "Pro­
jektlenkungsausschuss "für Hochwasserschutzprojekte eingesetzt wor­
den und - im Widerspruch zu den Intentionen der Stadt Wien - seien 
die eigentlichen Ziele verloren gegangen. 

(3) Laut Stellungnahme des Landes Niederösterreich stelle in der lau­
fenden Arbeitsgruppe DHK -neu die Trennung jener Liegenschaften, die 
für den Hochwasserschutz benötigt werden, von den sonstigen Flächen 
die Basis für die künftige Neugestaltung der DHK dar. 

4.4 Der RH verwies gegenüber der Stadt Wien, der via donau und dem Land 
Niederösterreich erneut auf seine Empfehlung, sich auf die gesetzlich 

geregelten Aufgaben der DHK zu beschränken. 

Kostenaufteilung 

5.1 (1) Der DHK standen die Einnahmen aus der Verwertung der im Mitei­

gentum der Gebietskörperschaften stehenden Grundflächen zur Verfü­

gung. Von den laufenden Einnahmen aus der Liegenschaftsverwaltung 
verblieben die Bestandzinse grundsätzlich im Baufonds der DHK, wobei 

die Ergebnisse der Bereiche Alte Donau, Neue Donau und Donaustrom 
zu 70 % im Baufonds der DHK verblieben und zu 30 % auf die Kurien 

aufgeteilt wurden. 

Die erforderlichen Mittel für den Hochwasserschutz bzw. die Kosten der 
DHK trugen die vertretenden Gebietskörperschaften auf Basis unter­
schiedlicher Kostenschlüssel (Kurienbeiträge).9 Insgesamt gab es zehn 

unterschiedliche Kostenschlüssel. Die Ausgaben der DHK entwickelten 

sich wie folgt: 

9 Für die Hochwasserschutzbauten und Anlagen im Allgemeinen hatte der Bund 70 %, 

Wien und Niederösterreich jeweils 15 % der Kosten zu entrich ten. Für Anlagen aus 

dem Vermögen der Kommissio n für Verkehrsanlagen (insbesondere der Donaukanal 

von Nußdorf bis zur Ausmündung) hatte die Stadt Wien ei nen Bei trag von 50 0/0, der 

Bund 33 1/3 % und das Land Niederösterreich 16 2/3 % zu tragen. 
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Tabelle 1: Ausgaben der DHK gesamt 

Jahr 

Ausgaben 

davon 

Bund 

Wien 

Niederösterreich 

QueLLe: via donau 

510 

2010 2011 2012 2013 2014 

in Mio. EUR 

8,73 6,05 4,68 5,08 4,31 

4,41 3,70 2,44 2, 63 2,43 
(50,52 %) (61,16 %) (52,14 %) (51,77 %) (56,38 %) 

3,78 1,57 1,93 2,09 1,50 
(43,30 %) (25,95 %) (41,24 %) (41,14 %) (34,80 %) 

0,54 0,78 0,31 0,36 0,38 
(6,19 %) (12,98 %) (6,62 %) (7,09 %) (8,82 %) 

(2) Im Jahr 2010 richteten die Kurien eine Arbeitsgruppe "Kostenwahr­
heit" mit dem Ziel transparenter und nachvollziehbarer Kosten ein. Im 
Rahmen dieser Arbeitsgruppe wurden die Inhalte der bei den Kurien 
und der via donau anfallenden und nicht gegenseitig verrechneten 
Kosten zusammengestellt. In weiterer Folge entstand 2012 auf Initia­
tive der via donau das Projekt "DHK Neu", das neben der Kostenfrage 
auch eine Darstellung der für die Kernaufgabe Hochwasserschutz der 
DHK notwendigen Anlagenbereiche sowie eine Anpassung des DHK­
Liegenschaftsmanagements erarbeiten sollte. Zur Zeit der Gebarungs­
überprüfung lagen weder zur Arbeitsgruppe "Kostenwahrheit" noch 
zum Projekt "DHK Neu" Beschlüsse bzw. Ergebnisse vor. 

Zwischenzeitlich behandelte die via donau im Projekt "DHK Neu" 
die Umsetzung der Sanierung des Hochwasserschutzes Donau v.a. im 
Bereich des Marchfeldschutzdammes und Hainburg sowie die Aktua­
lisierung von Bescheiden, Verträgen und Betriebsordnungen. lO 

5.2 Der RH bemängelte, dass seit der Einrichtung der Arbeitsgruppe 
"Kostenwahrheit" im Jahr 2010, mit dem Ziel transparenter und nach­
vollziehbarer Kosten der DHK weder Ergebnisse noch diesbezügliche 
Beschlüsse vorlagen. Er merkte ferner kritisch an, dass auch das Projekt 
"DHK Neu" seit dem Jahr 2012 bis zum Frühjahr 2015 keine abschlie­
ßenden Ergebnisse aufwies. 

10 Die Kurien beschlossen im August 2013 einen erweiterten Budgetrahmen von 
150.000 EUR für das Projekt unter Anwendung des Kostenschlüssels Bund 50 Ofo, Nieder­
österreich 25 Ofo und Wien 25 Ofo. Das Projekt "DHK Neu" wies in den Jahresabschluss­
rechnungen der DHK im Jahr 2013 Kosten von 139.066 EUR und im Jahr 2014 von 
141.158 EUR auf. 

Bund 2016/4 

III-249 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 06 Hauptdokument Teil 6 (gescanntes Original)14 von 80

www.parlament.gv.at



R -
H 
Li genschaftsverwaltunq 

Bund 2016/4 

Flächennutzung im Bereich der Neuen Donau, 
der Donauinsel und des Donaukanals 

Der RH empfahl daher der via donau als Geschäftsstelle der DHK, 

das Projekt "DHK Neu" fertigzustellen und - vor dem Hintergrund 
einer anzustrebenden nachvollziehbaren und transparenten Kosten­
struktur - entsprechende Ergebnisse zur Beschlussfassung in der DHK 
auszuarbeiten. 

5.3 (J) Laut Stellungnahme der via donau seien seit 2010 wesentliche Ent­
wicklungsschritte zur Erhöhung der Kostentransparenz und zur Opti­
mierung des Controllingsystems gesetzt worden (v.a. Einführung neuer 
Reporting-Standards für die DHK, Simulationen Vollkostenrechnung, 
Regelung der Leistungsabrechnung für Großprojekte). Derzeit würden 
die Entscheidungsgrundlagen für eine strategische Ausrichtung der 
DHK erarbeitet. Die Sicherstellung transparenter Kosten-, Finanzie­
rungs- und Entscheidungsstrukturen sei ein wesentliches Projektziel. 

(2) Die Stadt Wien wies in ihrer Stellungnahme darauf hin, seit Jah­
ren kritisiert zu haben, dass die Erhaltungskosten auf Flächen der 
DHK entgegen dem bestehenden Schlüssel alleine durch die Stadt Wien 
getragen würden. Zur Bearbeitung dieses Themas sei im Jahr 2010 die 
"A rbeitsgruppe Kostenwahrheit" gegründet worden, wobei die Stadt 
Wien ihre Kosten, die der DHK zuzurechnen wären, dieser bekannt 
gegeben habe. Allerdings sei bis dato diesbezüglich keine weiterfüh­
rende Bearbeitung erfolgt. 

DHK - Management Gesellschaft m.b.H. 

6.1 (1) Ein Bundesgesetz 11 regelte die Besorgung sämtlicher Geschäfte 
der DHK durch Bundesbedienstete. Nach diversen Zuständigkeitsän­
derungen 12 wurden im Rahmen des Wasserstraßengesetzes 2004 die 
Aufgaben der DHK an die via donau übertragen. Die via donau selbst 
war in unterschiedliche thematische Abteilungen und Bereiche (z.B. 
Liegenschaften) gegliedert. 

11 Zu m damaligen Zeitpunkt das Bundesstrombauamt : Bundesgesetz vom 3 1. Juli 1973 

betre rfend die Bediensteten der Donauhochwasserschutz-Konkurrenz, BGB!. I 

Nr. 367/ 1973 

12 Einrichtung der Dienststell e Wasse rstraßendi rektion gemäß VO des da maligen BM fü r 

Bauten und Technik vom 21. Juni 1985 betreffend die Bundeswasserstraßenverwaltung 

und die Errichtung der Wasse rstraßendirektion, BGB!. I Nr. 274/ 1985 sowie zu letzt die 

Gründung der via donau - Österreichische Wasserstraßen- GmbH (§ 4 Wasse rstraßen­

gesetz, BGB!. 1 Nr. 177/2004) 
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(2) Rund sechs Jahre nach der Aufgabenübertragung gründete die via 
donau im März 2010 eine Tochtergesellschaft (DHK - Management 

Gesellschaft m.b.H.13), mit einem durchschnittlichen Personalstand von 

13 Mitarbeitern, die der administrativen Abwicklung der Personalver­
waltung dienen sollte und ordnete die mit Agenden der DHK betrauten 

Dienstnehmer dieser Gesellschaft zu. Mit der Tochtergesellschaft sollten 

insbesondere auch Steuervorteile durch die umsatzsteuerfreie l4 Wei­
terverrechnung der Personalkosten an die DHK lukriert werden. Die 

Geschäftsstelle der DHK im Sinne des Wasserstraßengesetzes 2004 blieb 

weiterhin die via donau. 

(3) Mit dem zuständigen Finanzamt kam die via donau bzw. ihre 

steuerliche Vertretung dahingehend überein, dass durch die "nicht 
auf Gewinn gerichtete" DHK - Management Gesellschaft m.b.H. eine 

umsatzsteuerfreie bzw. -reduzierte Weiterverrechnung der Personal­
kosten an die DHK erfolgen sollte. Eine schriftliche Bestätigung der 

Behörde bzw. Entscheidung des zuständigen Finanzamts über die 
Zulässigkeit dieser Vorgangsweise (z.B. in Form eines Auskunftsbe­
scheids) lag nicht vor. Einen entsprechenden Antrag It. § 118 BAG 15 

zur Feststellung hatte die via donau nicht gestellt. 

6.2 Der RH bemängelte im Sinne der Rechtssicherheit, dass für die gewählte 

Vorgangsweise zur Steuerersparnis durch die Gründung der DHK -
Management Gesellschaft m.b.H. keine schriftliche Bestätigung der 

Behörde bzw. Entscheidung des zuständigen Finanzamts über die 
Zulässigkeit dieser Vorgangsweise (z.B. in Form eines Auskunftsbe­

scheides) vorlag. 

Der RH empfahl daher der via donau, für gegenständliche und allfäl­

lige künftige steuerliche Gründungen bzw. Um gründungen verpflich­
tende Rechtsauskünfte durch die Behörde einzuhol en bzw. die Mög­

lichkeiten der Bundesabgabenordnung zu nutzen, um größtmögliche 
Rechtssicherheit zu erlangen. 

6.3 Die via donau wies in ihrf'"r Stellungnahme darauf hin, dass der Steuer­
beratf'"r bei der Beantragung der Steuernummer für die DHK - Manage­
ment Gesellschaft m.b.H. den Sachverhalt dem Finanzamt schrift­
lich dargestellt habe, woraufhin kein Umsatzsteuersignal und keine 
Umsatzsteuer-Identifikationsnummer vergeben worden seien. Nach 

13 Die Bilanzsumme des veröffentlichen Jahresabschlusses 2013 der DHK - Management 

Gesellschaft m.b.H. lag bei 348.382,65 EUR. 

14 Letztlich kam der reduzierte Umsatzsteuersatz von 10 % zur Anwendung. 

15 Mit dem Abgabenänderungsgesetz (AbgÄG) 2010 wurde in der BAO die Möglichkeit 

für verpflichtende Rechtsauskünfte in Form von sogenannten "Auskunftsbescheiden" 

geschaffen. 
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Einschätzung des Steuerberaters entspreche diese 2010 erfolgte Dffen­
legung im Wesentlichen der Anfragemöglichkeit, wie sie seit 2012 im 
"Erlass über Auskünfte für sachverhaltsbezogene Anfragen" konkreti­
siert gewesen sei. Eine § 118 BAD-Rechtsauskunft zur USt-Frage sei 
- nach Auskunft des Steuerberaters - nicht möglich. Die via donau 
werde deshalb davon Abstand nehmen, nachträglich eine schriftliche 
Abklärung mit dem Finanzamt vorzunehmen. 

Für eventuelle zukünftige Gründungen werde die Empfehlung des RH 
berücksichtigt und nach Prüfung des Sachverhalts nach Möglichkeit 
umgesetzt. 

6.4 Der RH stellte gegenüber der via donau klar, dass er keine nachträg­
liche Abklärung mit dem Finanzamt empfohlen, sondern im Sinne 
der Rechtssicherheit für die via donau selbst das Fehlen einer schrift­
lichen Bestätigung der Behörde über die Zulässigkeit (z.B. in Form eines 
Auskunftsbescheids) bemängelt hatte. Dies wäre nach seiner Ansicht, 
selbst wenn die Möglichkeit für verpflichtende Rechtsauskünfte der 
Behörde erst nach Gründung der DHK - Management Gesellschaft 
m.b.H. geschaffen worden war, jedenfalls zweckmäßg gewesen. 

Der RH nahm davon Kenntnis, dass die via donau im Falle zukünf­
tiger Gründungsakte diese Möglichkeit nutzen könnte. 

7.1 Nach der Gründung der DHK - Management Gesellschaft m.b.H. schlos­
sen die DHK, vertreten durch die geschäftsführende Stelle via donau, 
als Treugeber und die DHK - Management Gesellschaft m.b.H. als 
Treuhänder unter Beitritt der via donau einen Treuhandvertrag ab, in 
dem die Managementgesellschaft mit der Verwaltung des Personals im 
Namen und auf Rechnung der DHK beauftragt wurde. Der Treuhand­
vertrag wurde im Zeitraum vom 8. April bis 2. Mai 2011 von den Ver­
tragsparteien - mit Ausnahme der Kurie Wien - unterfertigt. 16 

Die Stadt Wien machte ihre Zustimmung zum Treuhandvertrag dabei 
von grundsätzlichen strukturellen Optimierungen innerhalb der DHK 
im Hinblick auf die Abgabe von nicht im Hochwasserschutzbereich 
liegenden Agenden abhängig. Die Kurien der DHK vereinbarten, diese 

16 Zudem war auch eine Änderung der Abrechnungsmodalitäten mit dem Bund erforder­

lich, weil für j ene Beamte, die der via don au gemäß § 22 Abs. I bis J Wasserstraßen­

gesetz zugeteilt wurden und nunm ehr in der DHK - Management Gesellschaft m.b.H. 

tä tig waren, eine zusätzliche, direkte Verrechnung der Personalkosten zu erfolgen hatte . 

Die Entlohnung von .. ausgegliederten" Beamten erfolgte weiterhin durch den Bund, 

der in Folge eine Rechnung an die entsprechende Stelle legte. Zu diesem Zweck war 

nun auch für die neu gegründet DHK - Ma nagement Gesellschaft m.b.H. eine Kosten­

steIle einzurichten, um u.a. die Zuordnung der Personalkosten in SAP zu ermöglichen. 
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Vorgangsweise nach zwei Jahren zu evaluierenY Eine Evaluierung 

oder eine Zustimmung der Stadt Wien lagen zur Zeit der Gebarungs­
überprüfung nicht vor. Letztere wäre aufgrund der Geschäftsordnung 

der DHK erforderlich gewesen. 

7.2 Der RH hielt kritisch fest, dass mit der Gründung der DHK - Manage­

ment Gesellschaft m.b.H. nunmehr Strukturen einer dreigliedrigen Ver­

tretungskette bestanden: die DHK - Management Gesellschaft m.b.H. 
als Treuhänderin sowie Vertragspartnerin und Tochter der via donau, 

die ihrerseits gesetzliche Vertreterin der DHK, diese wiederum ledig­
lich Vertreterin der grundbücherlichen Miteigentümer Bund und Nie­

derösterreich bzw. Wien war. 

Der RH kritisierte zudem das Fehlen der vorgesehenen Evaluierung der 

vertraglich vereinbarten Treuhandregelung sowie die fehlende Zustim­
mung der Stadt Wien, obwohl letztere aufgrund der Geschäftsord­

nung der DHK erforderlich gewesen wäre. Er wies die Kurien der DHK 
darauf hin, dass bei Verträgen mit einer Laufzeit von über zwei Jah­
ren die Stimmeneinheit aller drei Vertreter der DHK erforderlich war. 

Nach Ansicht des RH war der Treuhandvertrag zwischen DHK und 

DHK - Management Gesellschaft m.b.H. aus dem Jahr 2011 somit neu 

zu beschließen, weil die gewählte Vorgangsweise eine Vollmachtsüber­

schreitung durch die via donau darstellte. 

Der RH empfahl daher dem BMVIT, dem Land Niederösterreich und 
der Stadt Wien als Kurien der DHK, die vorgesehene Evaluierung und 

einen rechtsgültigen Beschluss der Treuhandregelung zwischen DHK 
und DHK - Management Gesellschaft m.b.H. zu erwirken. 

7.3 (I) Die via donau teilte in ihrer Stellungnahme mit, dass die formale 
Zustimmung der Kurie Wien in der 191. DHK-Sitzung am 23. Sep­
tember 2015 erfolgt sei. Im Zuge des Projektes DHK-neu werde nun 
auch die DHK - Management Gesellschaft m.b.H. evaluiert. 

(2) Das Land Niederösterreich ergänzte in seiner Stellungnahme, dass 
der vorliegende Treuhandvertrag in der DHK- Sitzung vom 23. Sep­
tember 2015 seitens der Kurien einstimmig beschlossen worden sei. 

17 Beschlüsse innerhalb der DHK konnten lt. Geschäftsordnung mit einfacher Stimmen­

mehrheit gefasst werden ; bei Verträgen mit einer Laufzeit von über zwei Jahren war 

die Stimmeneinheit a ller drei Vertreter erforderlich. 
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8.1 Die via donau ging in ihren Modellrechnungen zur DHK - Manage­

ment Gesellschaft m.b.H. im Jahr 2009 davon aus, dass im Zusam­
menhang mit der Umsatzsteuer rd. 100.000 bis 140.000 EUR pro Jahr 
eingespart werden könnten. 

Zur Zeit der Gebarungsüberprüfung ermittelte die via donau eine 
tatsächliche Umsatzsteuerersparnis von rd. 413.000 EUR innerhalb 

der letzten fünf Jahre (2010: 58.163 EUR, 2011: 86.239 EUR, 2012: 
86.941 EUR, 2013: 95.486 EUR, 2014: 86.131 EUR). 

Dem standen die Kosten der Firmierung bzw. Gesellschaftsgründung 

sowie die Kosten der Geschäftsführung gegenüber. Mit der Geschäfts­
führung der DHK - Management Gesellschaft m.b.H. wurde im Jahr 2010 

nach einer Ausschreibung eine ehemalige Kabinettsmitarbeiterin des 
BMVlT betraut. Der letztvorliegende Public Governance Bericht der 

via donau wies für das Jahr 2013 eine Geschäftsführervergütung von 

105.736 EUR in Form von fiXen Bezügen und 14.700 EUR in Form von 
variablen Bezügen für die DHK - Management Gesellschaft m.b.H. auf. 
Mit April 2015 übernahm der Geschäftsführer der via donau auch die 

Geschäftsführung der DHK - Management Gesellschaft m.b.H. 

8.2 Der RH stellte kritisch fest, dass die tatsächliche Steuerersparnis durch 

die Gründung der DHK - Management Gesellschaft m.b.H. unter den 
Erwartungen des Jahres 2009 lag. Der Gründung standen zudem Kosten 

der Geschäftsführung gegenüber, die über den ermittelten jährlichen 
Einsparungen lagen und die bis zur Übernahme der Geschäftsführung 

durch den Geschäftsführer der via don au im April 2015 angefallen 
waren. 

Vor diesem Hintergrund empfahl der RH der via donau, die organisa­

torische Notwendigkeit der DHK - Management Gesellschaft m.b.H. 

sowie eine Eingliederung der diesbezüglichen Agenden in die via donau 
zu prüfen . 

8.3 (1) Die via donau teilte in ihrer Stellungnahme mit, dass dies der­
zeit im Rahmen der strategischen Ausrichtung der DHK mitbehandelt 
werde. 

(2) Das Land Niederästerreich wies in seiner Stellungnahme darauf 
hin, dass die Geschäfte der DHK - Management Gesellschaft m.b.H. 
nunmehr der Geschäftsführer der via donau führe. 

8.4 Der RH erwiderte dem Land Niederösterreich, dass er diesen seit 

April 2015 gegebenen Sachverhalt bereits in seinem zur Stellung-
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nahme an die überprüften Stellen übermittelten Prüfungsergebnis dar­

stellte. 

Fruchtgenuss 

9.1 (1) Im September 2005 schlossen die Republik Österreich - vertreten 
durch das BMVlT - und die via donau einen Vertrag über die ordent­

liche Verwaltung der Liegenschaften des Bundes im Bereich Wasser­

straßen ab. 18 Vertragsgemäß waren sämtliche der via donau zukom­
menden Erlöse (Besta ndzinse bzw. Entgelte oder Gebühren) an den 

Bund abzuführen. Die v ia donau erhielt als Entgelt ein Honorar von 
250.000 EUR.19 

Um eine leistungsorienti erte und bestmögliche Bewirtschaftung zu 

erreichen, vereinbarten das BMVIT und die via donau im Dezem­

ber 2011, der via donau an den derzeit und künftig erforderlichen Bun­
desliegenschaften ein Recht auf Fruchtnießung einzuräumen. Dafür 

hatte die via donau dem Bund wertgesicherte 250.000 EUR pro Jahr 
zu bezahlen.2o Über diesen Betrag hinausgehende Erlöse verblieben 

bei der via donau, deren maßgebliche Finanzierungsquelle der Jah­
respauschalbetrag des Bundes gemäß Wasserstraßengesetz darstell­

te.21 Im Fruchtgenussvertrag hatten die Vertragsparteien zudem ver­
einbart, nach einem Zeitraum von fünf Jahren eine Neuberechnung 

des Entgelts vorzunehmen. 

(2) Die via donau konnte zwischenzeitlich die jährlichen Erl öse aus 
der Verwaltung von Liegenschaften von 2010 bis 2014 auf insgesamt 
rd. 1,15 Mio. EUR bzw. um rd. 92,8 Ofo erhöhen. Die Kosten für die 

Liegenschaftsverwaltung stiegen im selben Zeitraum um rd. 16,1 Ofo : 

18 Die entsprechenden Liegenschaftsflächen in Wien lagen am Donaukanal im Bereich 

des 3. und 19. Gemeindebezirks sowie am rechten Donauufer. 

19 Zuzüglich 50 % von allfälligen Einnahmen aus der Liegenschaftsverwaltung, die 

500.000 EUR im Jahr überstiegen. 

20 s iehe Bericht des RH .. via donau - Österreichische Wasserstraßen- Gesellschaft mbH", 

Bund 20 13/12; ausgabenseitig entfIelen für den Bund die Zahlungen an die via donau 

für den Verwaltungsvertrag in der Höhe von 250.000 EUR 

2 1 Laut § 18 Abs. 1 Wasserstraßengesetz i.d.g.F. hatte der Bund für die im Gesetz gere­

gelten Aufgaben einen Jahrespauschalbetrag in der Höhe von 5,50 Mio. EUR an die 

via don au zu leisten. 
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Tabelle 2: Erlöse und Kosten aus der Liegenschaftsverwaltung 
(Liegenschaften Bund) - via donau 

Jahr 

Erlöse 

Kosten 

Ergebnis 

Quelle: via donau 

Bund 2016/4 

2010 2011 2012 2013 2014 
Veränderung 

2010 bis 2014 

in EUR in % 

784.353 980.771 1.002.679 1.314.792 1.512.035 92,8 

- 630.824 - 691.243 - 750.498 - 603 .144 - 73 2.607 16,1 

153.529 289.528 252.181 711.648 779.428 408,0 

Insgesamt stieg das Ergebnis aus der Verwaltung der via donau- eige­
nen Liegenschaften sowie der Liegenschaften des Bundes im Zeit­
raum 2010 bis 2014 um rd. 408 0/0. 

9.2 Der RH anerkannte, dass es der via donau in den letzten fünf Jahren 
gelungen war, die Erlöse aus der Liegenschaftsverwaltung auf rd. 1,15 
Mio. EUR bzw. um rd. 92,8 % zu erhöhen. 

Vor dem Hintergrund der gestiegenen Erlöse bzw. Ergebnisse sowie 
der vertraglich vereinbarten Neuberechnung des Fruchtgenussentgelts 
empfahl der RH dem BMVIT, mit der via donau über eine Anpassung 
des Fruchtgenussentgelts, das die Kosten für die tatsächlich erbrach­
ten Leistungen und Anreizkomponenten miteinbezieht bzw. über eine 
Berücksichtigung bei den Jahrespauschalbeträgen gemäß Wasserstra­
ßengesetz zu verhandeln. 

9.3 Das BMVIT teilte in seiner Stellungnahme mit, den Fruchtgenussver­
trag wie vertraglich vereinbart umzusetzen. Die vom RH empfohlenen 
Aspekte würden dabei Berücksichtigung finden. 

Versicherung 

10.1 Laut Fruchtgenussvertrag war die via donau bezüglich der liegen­
schaften oder allfälliger darauf errichteter Gebäude nicht zu einer Ver­
sicherung verpflichtet. Die diesbezügliche vertragliche Ausgestaltung 
mit den Bestandnehmem erfolgte uneinheitlich. 

Die via donau sah in ihren Bestandverträgen in der Regel zahlreiche 
Pflichten der Vertragspartner (z.B. Winterdienst, Errichtung und Erhal­
tung der Geländer) vor, bei deren Verletzung eine zivilrechtliche Ver­
antwortlichkeit gegenüber Dritten in Frage kommen könnte. Vereinzelt 
bzw. im Zusammenhang mit den Haftungsbestimmungen waren Schad-
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und Klagloshaltungsverpflichtungen des Bestandnehmers gegenüber 

dem Bestandgeber vorgesehen. 

10.2 Der RH bemängelte, dass die vertraglichen Ausgestaltungen hinsicht­

lich einer Versicherungspflicht der Bestandnehmer für die Liegenschaf­
ten oder allfalliger darauf errichteter Gebäude durch die via donau 

uneinheitlich erfolgten. Vor dem Hintergrund möglicher Haftungs­
risiken erachtete der RH jedoch eine Versicherung durch die Bestand­

nehmer insbesondere bei Liegenschaftsflächen entlang von Gewäs­
sern als zweckmäßig, um eine Haftung auf Seiten der Bestandnehmer 

sicherzustellen. 

Er empfahl daher der via donau, eine Versicherungspflicht den Bestand­

nehmern der Liegenschaften vertraglich zu überbinden. 

Der RH empfahl der via donau zudem, die Schad- und Klagloshal­
tungsverpflichtung des Bestandnehmers gegenüber dem Bestandge­

ber umfassend zu formulieren. Dabei wäre klarzustellen, dass sie in 
allen Fällen zu gelten hätte, in denen der Bestandgeber durch Oblie­
genheits- oder Pflichtverletzungen des Bestandnehmers den Ansprü­

chen Dritter ausgesetzt ist. 

10.3 Laut Stellungnahme der via donau würden die aktuellen Standardverträge 
eine umfassende Versicherungspflicht für den Bestandnehmer enthal­
ten. Diese seien zwischenzeitlich auch um den Wortlaut der "Oblie­
genheits- und Pflichtverletzungen" ergänzt worden. 

Verwaltungs bereich 

11.1 (1) Für Anliegen des Donaukanals hatte die Stadt Wien eine Donau­

kanalkoordination eingerichtet, die als AnlaufsteIle für Projektideen 
und Nutzungen eine Bewertung vornahm sowie eine allf<illige Projekt­
umsetzung begleiten sollte.22 Die Stadt Wien erstellte in dieser Eigen­

schaft zwischen 2008 und 2009 ein Leitbild in Form eines "Masterplans 
Donaukanal" , der stadtplanerische Zielsetzungen enthielt.23 Darüber 
hinaus entwickelte die Stadt Wien im Jahr 2014 Gestaltungs- und Ent­

wicklungsleitlinien für den Donaukanal. 

Die Donaukanalkoordination war jedoch nicht der gesetzliche Vertre­

ter (Kurie) der Stadt Wien in der DHK, die einen Großteil der Donau-

22 Der Donaukanalkoordina tor war zugleich auch Lei te r der Abteilung Straßenverwal­

tung und Straßenbau (MA 28). 

23 Die diesbezüglichen Kosten für externe Beauftragungen beliefen sich auf insgesamt 

rd . 114.652 EUR (inklusive USt). 
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kanalflächen verwaltete. Die Kurienvertretung der Stadt Wien in der 
DHK lag bei der Abteilung Wiener Gewässer (MA 45). 

(2) Im Bereich der Neuen Donau bzw. der Donauinsel schloss die Stadt 
Wien, vertreten durch die MA 45, im März 1996 mit dem Wiener Hafen 
ein Übereinkommen über die Verwaltungsagenden der Grundflächen 
zwischen Reichsbrücke und Brigittenauer Brücke ("Sunken City" und 
"Copa Kagrana"). Die Stadt Wien begründete dies mit dem Ziel, die 
Verwaltung der Flächen einem selbstständig und privatwirtschaftlich 
agierenden Betrieb zu übertragen, um bei konsensloser Nutzung und 
Vertragsverletzungen durch Bestandnehmer rasch reagieren zu kön­
nen. Die Stadt Wien kündigte dieses Übereinkommen mit 31. Dezem­
ber 2010. Besondere Gründe dafür waren nicht dokumentiert. 

In der Folge schlossen die Stadt Wien als Verpächter und die Wiener 
Gewässer Management GmbH (WGM) 24 als Pächter beginnend mit 
1. Jänner 2011 einen Generalpachtvertrag über Teile dieser Flächen im 
Bereich der Neuen Donau zwischen Reichsbrücke und Brigittenauer 

Brücke ("Copa Kagrana"). 

Zweck des Generalpachtvertrags war es, die WGM zu berechtigen und 
zu verpflichten, diese Flächen zu bewirtschaften. Die Vertragsverhält­
nisse aus der Zeit der Verwaltung durch den Wiener Hafen und davor 
wurden übernommen. Die vom Vertrag mitumfassten Teilflächen eines 
Bestandnehmers waren im Jahr 2010 durch die Stadt Wien bzw. den 
Wiener Hafen gekündigt worden. Ein Gerichtsverfahren dazu - zwi­
schenzeitlich hatten auf Teilflächen bereits Räumungen stattgefun­
den - war zur Zeit der Gebarungsüberprüfung allerdings noch im Lau­
fen (siehe "Copa Kagrana", TZ 32). 

Die im Bereich der Donauinsel zwischen Reichsbrücke und Brigittenauer 
Brücke ("Sunken City") gelegenen Flächen bewirtschaftete die MA 45 

nach der Kündigung des Übereinkommens mit dem Wiener Hafen nun­
mehr selbst. Die Vertragsverhältnisse aus der Zeit der Verwaltung durch 
den Wiener Hafen wurden dabei ebenso übernommen. 

(3) Strategische Gründe für die unterschiedliche Vorgangsweise in der 
Liegenschaftsverwaltung - einen Teil der Flächen bewirtschaftete die 
Stadt Wien bzw. die MA 45 selbst, den anderen Teil übertrug sie der 
WGM zur Bewirtschaftung - dokumentierte die Stadt Wien nicht. Sie 
verpflichtete die WGM im Generalpachtvertrag, jährlich einen Jah-

24 Die im Jahr 2007 gegründete WGM war eine 100 %ige Tochter der Stadt Wien. Sie 

befasste sich mi t der Orga nisation und Abwicklung der Errichtung und des Betriebs von 

wasserbau lichen Einrichtungen für Obernächengewässer und Grundwässer im Bereich 

der Sta dt Wien. 
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resbericht über die dem Pachtgegenstand zugeordneten Flächen zu 
legen.25 Ein solcher lag zur Zeit der Gebarungsüberprüfung bzw. mit 

Frühjahr 2015 nicht vor. 

Die Entwicklung der Erlöse der Stadt Wien - Wien er Gewässer bzw. der 
WGM aus diesen Teilflächen ist in nachfolgender Tabelle dargestellt. 

Tabelle 3: Erlöse der Liegenschaftsverwaltung der Stadt Wien - Wiener Gewässer 
und der WGM 

Jahr1 

Wiener Gewässer 

WGM 

2011 

26.735 

47.806 

2012 

in EUR2 

75.008 

48.282 

2013 

33.457 

49.822 

2014 

27.255 

50.778 

Zwischen 1996 und 2010 hatte die Stadt Wien die Verwaltungsagenden der Grundflächen im Bereich der Neuen Donau bzw. 
Donauinsel zwischen Reichsbrücke und Brigittenauer Brücke der Wiener Hafen GesmbH übertragen. Zudem verblieben offene 
Forderungen insbesondere im Zusammenhang mit dem gerichtlichen Räumungsverfahren noch unberücksichtigt. 
für Bestandflächen im Bereich Neue Donau und Donauinsel 

Quellen: Stadt Wien; WGM 

520 

11.2 Der RH vermerkte, dass die Stadt Wien, vertreten durch die MA 45, ein 
Übereinkommen mit dem Wiener Hafen über die Verwaltungsagenden 

der Grundflächen im Bereich der Neuen Donau bzw. Donauinsel zwi­
schen Reichsbrücke und Brigittenauer Brücke aus dem Jahr 1996 mit 

31. Dezember 2010 gekündigt hatte. Besondere Gründe dafür hatte sie 

nicht dokumentiert. 

Der RH hielt kritisch fest, dass die Stadt Wien nach Beendigung des 

Verwaltungsübereinkommens mit dem Wien er Hafen unterschiedliche 

Bewirtschaftungsstrategien auf den von ihr verwalteten Teilflächen 
wählte: Einen Teil der Flächen bewirtschaftete sie selbst, den ande­
ren Teil übertrug sie der WGM zur Bewirtschaftung. Obwohl die Stadt 
Wien damit eine rasche Lösung des Räumungsverfahrens im Bereich 

der "Copa Kagrana" (siehe "Copa Kagrana", TZ 32) anstrebte, war 
für den RH diese unterschiedliche Vorgangsweise auf der Donauinsel 

und "Copa Kagrana" mangels dokumentierter Begründung nur einge­

schränkt nachvollziehbar. 

Der RH kritisierte, dass die WGM bis zur Zeit der Gebarungsüberpüfung 
- obwohl der Generalpachtvertrag seit 2011 bestand - noch keinen 

Jahresbericht vorgelegt hatte. Er empfahl der Stadt Wien, von der WGM 

den Jahresbericht im Sinne des Generalpachtvertrags einzufordern . 

25 Der Bericht hatte Informationen über Pflege- und Bewirtschaftungsmaßnahmen und 
den Abschluss neuer Verträge sowie erteilte Subvollmachten zu enthalten . 
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11.3 Laut Stellungnahme der Stadt Wien sei die Kündigung des Überein­
kommens mit dem Wiener Hafen am 31. Dezember 2010 begründet und 
dokumentiert erfolgt. Der Wiener Hafen habe nicht zur Geschäjtsgruppe 
Umwelt gehört und überdies seien die Flächen der" Copa Cagrana" in 
schlechtem Zustand gewesen. Daraufhin sei die Entscheidung getrof­
fen worden, diese Flächen in die Geschäjtsgruppe Umwelt zu transfe­
rieren, um qualitative Verbesserungen herbeizuführen und diese auch 
gerichtlich durchzusetzen. 

Die WGM sei als Tochter der MA 45 direkt und effizient sowohl vom 
Umweltressort als auch von der MA 45 aus steuerbar, zumal diese auch 
im Aufsichtsrat der WGM vertreten sei. Dass die Flächen der "Copa 
Cagrana" in die Verwaltung der WGM gegeben wurden, sei nachvoll­
ziehbar, weil die WGM für alle hochwasserbezogenen Bauangelegen­
heiten an der Donau seit dem Jahr 2007 zuständig war. Da auf der 
Seite der "Sunken City" keine hochwasserbezogenen Bauten errichtet 
würden, verwalte diese Flächen, ebenso wie alle anderen städtischen 
Flächen an Gewässern, die MA 45. 

Die Stadt Wien sicherte zu, entsprechend der Empfehlung des RH einen 
Jahresbericht bei der WGM einzufordern. 

11.4 Der RH erwiderte, dass ihm zwar der entsprechende Beschluss vor­
gelegt worden war, aber weder während der Gebarungsüberprüfung 
noch in der gegenständlichen Stellungnahme Unterlagen, aus denen 
die Motivenlage bzw. Gründe für die Kündigung ersichtlich gewesen 
wären. Im Übrigen hielt der RH seine Kritik aufrecht, dass dieselbe 
Tätigkeit der Liegenschaftsverwaltung auf zwei Institutionen aufgeteilt 
worden war (MA 45, WGM). Er bekräftigte daher seine Empfehlungen 
betreffend eine einheitliche Vorgangsweise in der Vertragsgestaltung 
bzw. die Einheitlichkeit der Entgelte und Tarife (siehe u.a. TZ 16 und 
TZ 18). 

Generalpachtvertrag 

12.1 (1) Der von der WGM an die Stadt Wien zu zahlende jährliche Bestand­
zins gemäß Generalpachtvertrag betrug 1 EUR. Im Jahr nach Freiwer­
den und somit mit Verfügbarkeit der Flächen, die zur Zeit der Geba­
rungsüberprüfung vom gerichtlichen Räumungsverfahren umfasst 
waren (siehe "Copa Kagrana", TZ 32), sollte sich der Pachtzins ver­
tragsgemäß auf 40 % der aus der Verwertung dieser Flächen erzielten 
Erträge erhöhen. 
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Eine Begründung bzw. Berechnungsgrundlage für diese Bestimmung 
lag nicht vor. Die Magistratsabteilung Wiener Gewässer teilte dem RH 
auf eine diesbezügliche Anfrage im Jänner 2015 mit, dass - vor dem 
Hintergrund der terminlichen Unwägbarkeiten der Räumungsklage 
sowie der geplanten Investitionen der Stadt im Bereich der Bestand­
flächen der "Copa Kagrana" - dieser Prozentsatz eine Annahme dar­
stelle, die nach Beendigung der Verfahren evaluiert und nach einem 
Zeitraum in Abhängigkeit der Investitionen angepasst werde. 

(2) Der Generalpachtvertrag gestattete der WGM, die dem Pachtge­
genstand zugeordneten Flächen ganz oder teilweise zu "beliebigen 
Bedingungen" an Dritte zu verpachten. Dabei war die Dauer der Unter­
pachtverträge an die Dauer des Generalpachtvertrags anzupassen. 
Das Generalpachtverhältnis wurde für eine Dauer von zwanzig Jah­
ren abgeschlossen. 

12.2 Der RH kritisierte das Fehlen der Berechnungsgrundlage sowie das 
Fehlen der Begründung für den von der WGM an die Stadt Wien zu 
zahlenden jährlichen Bestandzins im Generalpachtvertrag, der 1 EUR 
betrug und sich vertragsgemäß auf 40 % der aus der Verwertung die­
ser Flächen erzielten Erträge erhöhen sollte. Der RH erachtete es ferner 
für nicht zweckmäßig, der WGM im Generalpachtvertrag die Vergabe 
an Dritte zu "beliebigen Bedingungen" zu ermöglichen, zumal auch 
die Dauer der Unterpachtverträge an die Dauer des Generalpachtver­
trags anzupassen war. 

Der RH verwies dazu auf seine Empfehlungen in TZ 16 bezüglich 
marktkonformer Tarife. Bezüglich der Vertragsdauer verwies er daher 
auf seine Empfehlungen in TZ 18. 

Darüber hinaus empfahl er der Stadt Wien, zeitnah eine Evaluierung 
der Einnahmen der WGM vorzunehmen und Vereinbarungen bezüg­
lich des Gewinns zu treffen. 

12.3 Laut Stellungnahme der Stadt Wien gründe die Symbolpacht von einem 
Euro darin, dass die WGM angesichts des laufenden Gerichtsverfah­
rens nicht in der Lage sei, aus diesen Flächen einen wirtschaftlichen 
Ertrag zu erzielen. Es sei auch nicht absehbar, wann und wie dieses 
Gerichtsverfahren beendet werde. Die Beurteilung des RH, dass die 
WGM diese Flächen zu "beliebigen" Bedingungen weitergeben könne, 
sei angesichts der Kontrollrechte der MA 45 und der Rahmenbedin­
gungen unrichtig und entspreche keinesfalls der gelebten Realität. 
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Es fänden laufend Abstimmungsgespräche statt und die MA 45 sei in 
der Person des Abteilungsleiters im Aufsichtsrat der WGM vertreten. 
Darüber hinaus habe die WGM auf bestehende und gültige Pachtver­
träge, die nicht von der Räumungsklage 2010 erfasst worden seien, 
keinen Einfluss gehabt. 

12.4 Der RH erwiderte der Stadt Wien, dass er die Bemühungen der WGM 
im Rahmen der "Copa Kagrana" anerkennt. Der RH stellte jedoch klar, 
dass die - vom RH korrekt wiedergegebene - vertragliche Formulie­
rung die Verpachtung zu beliebigen Bedingungen immer ermöglichte, 
und somit unzweckmäßig war. Er nahm davon Kenntnis, dass die WGM 
nicht von der ihr eingeräumten Ermächtigung, Unterbestandgaben zu 
"beliebigen Bedingungen" vorzunehmen, Gebrauch machen werde bzw. 
die "gelebte Realität" nicht den Möglichkeiten entspreche. 

Immobilienstrategie 

13.1 Mit Erlass vom März 2014 war innerhalb der Stadt Wien u.a. die 
Überlassung des Gebrauchs von städtischen Flächen an Dritte vor 
Abschluss der Magistratsabteilung Immobilienmanagement (MA 69) 
zur Stellungnahme vorzulegen, die Anmerkungen oder Einwendungen 
geltend machen konnte. Auch von der Auflösung oder Abänderung 
von Verträgen war die Magistratsabteilung Immobilienmanagement 
zu verständigen. Die Stadt Wien richtete zudem mit Wirksamkeit vom 
1. April 2014 eine Immobilienkommission ein. Sie diente der Konsens­
fmdung in immobilienbezogenen Einzelfallentscheidungen, die nicht 
anhand der gültigen Richtlinien getroffen werden konnten. 

Für die Magistratsabteilungen und -unternehmen26 wurden Abstim­
mungs-, Vorlage- und Meldepflichten vorgesehen, die je nach Vor­
haben und Dienststelle variierten, jedenfalls aber eine zentrale Koor­
dination immobilienrelevanter Prozesse unterstützen sollten. 

Die Reichweite des entsprechenden Erlasses bezog sich allerdings, nach 
Auffassung der Stadt Wien, vertreten durch die MA 45, als auch der 
WGM lediglich auf Unternehmen im engeren Sinne der Wien er Stadt­
verfassung (§ 71),jedoch nicht auf Unternehmen in den Rechtsformen 
des Privatrechts, wie bspw. die WGM. 

26 In einer diesbezüglichen Presseaussendung wurde ausdrücklich darauf hingewiesen, 

dass es .. bei den ausgelagerten Unternehmungen und sonstigen Einrichtungen im Ein­

flussbereich der Stadt Wien darum gehen solle, eine probate Kommunikation sicher­

zustell en, um den Gesamtüberblick in Immobilienfragen zu behalten und die überge­

ordneten Gesamtinteressen der Stadt Wien zu wahren." 
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13.2 Der RH bemängelte, dass die "lmmobilienstrategie" der Stadt Wien pri­
vatrechtliche Unternehmen, wie die WGM, nicht mitumfasste, obwohl 
diese durch den Generalpachtvertrag ermächtigt und verpflichtet war, 
Liegenschaften im Bereich der Neuen Donau zu bewirtschaften. Nach 
Ansicht des RH widersprach diese Vorgangsweise weiters dem Sinn 
einer zentralen Immobilienstrategie, die durch Ausgliederungshand­
lungen nicht unterlaufen werden sollte. Im Sinne der Einheitlichkeit 
der Entgelte und Tarife verwies er daher auf seine Empfehlungen in 

TZ 16. 

13.3 Die Stadt Wien verwies in ihrer Stellungnahme darauf, dass sie ihre 
Immobilienstrategie erst im Jahre 2014 ins Leben gerufen habe, die 
WGMjedoch bereits 2007 gegründet und 2010 mit dem Generalpacht­
vertrag für die Flächen der "Copa Cagrana" betraut worden sei. 

13.4 Ungeachtet der Gründungs- und Vertragsdaten erachtete es der RH 
im Sinne einer kohärenten Immobilienbewirtschaftung sowie vor dem 
Hintergrund einer wirtschaftlichen, sparsamen und zweckmäßigen Ver­
waltung für angebracht, die WGM - auch wenn sie Rechtsperson des 
Privatrechts ist - gerade wegen der überwiegenden Beteiligung der 
Stadt Wien in die lmmobilienstrategie der Stadt Wien (z.B. im Wege 
einer Eigentümerweisung) einzubeziehen. Der RH verblieb deshalb bei 
seiner Kritik und bekräftigte seine Empfehlungen in TZ 16. 

14.1 Die Auswahl der Bestandnehmer durch DHK, Bund und Stadt Wien 
erfolgte nicht nach einer Ausschreibung oder Interessentensuche, son­
dern es traten in der Regel die Interessenten an die Grundstückseigen­
tümer heran . Die entsprechenden Vertragsabschlüsse reichten teilweise 
bis in das Jahr 1981 zurück, wodurch die Vergabe bzw. die Bestand­
nehmerauswahl nicht mehr zur Gänze nachvollzogen werden konnte. 
Es waren allerdings auch für die letzten zehn Jahre keine Bestrebungen 
der Grundstückseigentümer (DHK, Bund und Stadt Wien) dokumen­
tiert, mehrere Biete r sowie einen Wettbewerb zugunsten marktkonfor­
mer Preise betreffend die Flächen im Eigentum der öffentlichen Hand 
zu erreichen : 

- Im Bereich der DHK ging der Auswahl vereinzelt ein Vorschlag 
eines aktuellen Bestandnehmers voraus. Nach einer entsprechenden 
Prüfung durch die via donau hatten die Kurien (Bund, Niederöster­
reich, Stadt Wien) über die Verträge zu entscheiden. Der Vertreter 
der Stadt Wien setzte sich dafür ein, dass bestimmte Vertragspartner 
bei Nutzungsübereinkommen besonders zu berücksichtigen wären. 
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Die DHK teilte dem RH auf eine diesbezügliche Anfrage im 
Februar 2015 mit, dass derzeit ein von der Kurie Bund angeregter 
Diskussionsprozess im Gange sei, in welcher Form derartige Ver­
gaben zukünftig erfolgen sollten. 

- Im Bereich der im Eigentum der Stadt Wien liegenden und zwi­
schen 1996 und 2010 der Wiener Hafen GmbH Et Co KG (Wiener 
Hafen) zur Verwaltung übertragenen Flächen der Donauinsel und 
Neuen Donau hatte die Stadt Wien eine Kommission ("Donauinsel­
kommission") eingerichtet, mit dem Ziel, eine gerechte und trans­
parente Vergabe der Standorte zu erreichen. Dieser Kommission 
gehörten neben der Stadt Wien und dem Wiener Hafen auch Vertre­
ter der Unternehmen als Bestandnehmer an. Eine Vermietung bzw. 
Verpachtung neuer Flächen war nur nach positiver Begutachtung 
durch die Donauinselkommission möglich. Diese sollte u.a. das für 
die Stadt Wien günstigste Angebot auswählen. 

Mit der Beendigung der Verwaltungstätigkeit des Wiener Hafens im 
Dezember 2010 endete auch die Tätigkeit der Donauinselkommis­
si on. Im Zeitraum 1996 bis 2010 wurden allerdings keine Verträge 
mit neuen Bestandnehmern beschlossen. sondern lediglich Verlän­
gerungen oder Neufassungen von Verträgen bereits bestehender 
Bestandnehmer. Ab 2011 bewirtschaftete die Stadt Wien einen Teil 
der Flächen selbst; die restlichen Flächen übertrug sie der WGM 
(siehe TZ 11). Für die vereinzelt abgeschlossenen Neuverträge war 
keine Ausschreibung oder Interessentensuche dokumentiert. 

14.2 Der RH bemängelte, dass die Auswahl der Bestandnehmer durch DHK, 
Bund und Stadt Wien mehrheitlich nicht nach einer Ausschreibung 
oder Interessentensuche, sondern u.a. nach Vorschlägen der Bestand­
nehmer oder Interessenten selbst erfolgte. Somit war weder die Trans­
parenz der Vermietung bzw. Verpachtung von Flächen im Eigentum 
der öffentlichen Hand gewährleistet. noch erfolgte ein Wettbewerb 
zugunsten marktkonformer Preise. 

Bezüglich der - mittlerweile allerdings nicht mehr bestehenden -
Donauinselkommission merkte der RH kritisch an, dass letztlich die 
Vertreter der Bestandnehmer über die Vergabe an allfällige Mitbewer­
ber mitentscheiden konnten. 

Der RH empfahl den Bestandgebern (der via donau - als geschäfts­
führende Stelle der DHK und Verwalterin der Bundesliegenschaften -
und der Stadt Wien), bei künftigen Vermietungen bzw. Verpachtungen 
von insbesondere jenen Flächen im Eigentum der öffentlichen Hand. 
bei denen in einer Vorprüfung von mehreren Interessenten und einer 
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Marktfci.higkeit auszugehen ist, eine Ausschreibung oder eine trans­
parente Interessentensuche durchzuführen. 

14.3 (l) Laut Stellungnahme der via donau seien seit Anfang 2014 gemäß 
dem Auftrag des BMVlT gewerblich genutzte Länden und Liegenschaf­
ten, bei denen erhöhte Umsatzerlöse zu erwarten sind, auszuschreiben. 
Diesem Auftrag sei bereits entsprochen worden (Kuche/au, Länden). Die 
Empfehlung des RH solle auch im Projekt DHK -neu behandelt werden. 

(2) Die Stadt Wien teilte in ihrer Stellungnahme mit, dass die MA 45 
bei künftigen Vermietungen und Verpachtungen von Flächen im Eigen­
tum der öffentlichen Hand, wenn dies zweckmäßig erscheine, vermehrt 
Möglichkeiten zu einer transparenten Vergabe nutzen werde, obwohl 
es keine gesetzliche Verpflichtung zu einer Interessentensuche oder 
zur Abhaltung von Wettbewerben gebe. Seitens der Stadt Wien wür­
den zukünftig keine Verträge mit Generalpächtern geschlossen; ebenso 
werde die Weitervermietung vertraglich ausgeschlossen. 

(3) Das Land Niederösterreich wies in seiner Stellungnahme darauf 
hin, dass sich die von der DHK verwalteten Flächen im Eigentum von 
Bund und Stadt Wien befänden. 

14.4 Der RH erinnerte das Land Niederösterreich daran, dass auch auf von 
der DHK verwalteten Flächen, die sich im Eigentum von Bund und 
Stadt Wien befanden, für Verträge mit einer Laufzeit von über zwei 
Jahren oder wesentlichen Veränderungen der Grundfläche bzw. deren 
Nutzung, die Zustimmung aller drei Kurienvertreter - und somit auch 
des Landes Niederösterreich - erforderlich war. 

Richtsätze und Tarife 

15.1 Die Tarife aller Bestandgeber (DHK, Bund und Stadt Wien) für die Lie­
genschaftsnutzung waren als Richtsätze zu verstehen, die sowohl über­
als auch unterschritten werden konnten. 27 Letztlich war die Möglich­
keit, einen defmierten Bestandzins zu vereinbaren, nachfrageabhängig. 
Eine Abweichung war in der Regel zu begründen.28 Die derart verein­
barten Beträge stellten Mindestentgelte dar, die durch Umsatzbeteili­
gungsmodelle ergänzt wurden (siehe Umsatzbeteiligung, TZ 17). 

27 im Gegensatz zu vergleichbaren gesetzlichen Regelungen, wie dem Wiener Gebrauchs­
abgabegesetz 1966. 

28 Z.B . It. Tarifliste der via donau 
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- Die Richtsätze bzw. Tarifentgelte für die Liegenschaftsnutzung im 
Bereich der DHK wurden durch Beschlüsse der Kurien Bund, Nie­
derösterreich und Wien festgesetzt. Die via donau bzw. die DHK -
Management Gesellschaft m.b.H. führtenjährIiche Wertanpassungen 
der Taritliste durch. 

- Im Bereich des Bundes vereinbarten die Vertragspartner BMVlT 
und via donau im Verwaltungsvertrag vom September 2005, die 
Bestandzinse bzw. Entgeltsätze für die Nutzung von Liegenschaf­
ten des Bundes nach Maßgabe einer künftig zu indizierenden Tarif­
liste mit defmierten Sätzen festzulegen. 29 Die via donau stimmte 
diese Taritliste des Liegenschaftsmanagements mit dem BMF ab und 
führte eine jährliche Wertanpassung durch. 

- Die Stadt Wien wandte für die betreffenden Liegenschaften aktua­
lisierte und mit dem Immobilienmanagement der Stadt Wien abge­
stimmte Richtsätze für Bestandnehmer an. 

Die Vorschreibungen der Entgelte erfolgten bei mehrjährigen Verträgen 
ausnahmslos wertgesichert. Die vertraglich vereinbarten flächenbezo­
genen Bestandzinse, bei den vom RH im Rahmen der Gebarungsüber­
prüfung überprüften Verträgen unterschieden sich auch nach erfolgter 
Wertsicherung deutlich. So lagen diese bei vergleichbaren Gastrono­
mie- und Freizeitbetrieben zwischen rd. 3 EUR und 90 EUR pro m2 

und Jahr. Die Unterschiede begründeten die Bestandgeber teilweise mit 
der Lage, der Nutzungsintensität und dem Alter der Verträge.3o Einige 
Verträge stammten aus den 1980er- Jahren. 

Ungeachtet dessen war die Herleitung der in den Verträgen verein­
barten Entgelte aus den Tariflisten und Richtsätzen - in Ermange­
lung eines standardisierten Berechnungsblatts - nicht nachvollziehbar: 
Es war insbesondere nicht ableitbar, welche im Vertrag angegebenen 
Flächen bzw. Teiltlächen letztendlich zur Berechnung des Tarifs bzw. 
der Teiltarife aus der Liste der Tarifpositionen herangezogen wurden. 

15.2 Der RH hielt kritisch fest, dass sich die vertraglich vereinbarten tlä­
chenbezogenen Entgelte der Bestandgeber DHK, Bund und Stadt Wien 
auch nach erfolgter Wertsicherung deutlich unterschieden. Diese lagen 
bei vergleichbaren Gastronomie- und Freizeitbetrieben zwischen rd. 
3 EUR und 90 EUR pro m2 und Jahr. Die Herleitung der in den Ver-

29 Das BMF hatte in diesem Zusammenhang auch festgehalten, dass Zins- bzw. Entgelt­

sä tze noch nicht angemessen und ab dem Jahr 2006 in Form einer indexbereinigten, 

jährlichen Erhöhung um 5 010 an die tatsächli chen Marktverhältnisse anzupassen seien. 

30 Gunstlagen, wi e z.B. U-Bahn Nähe waren anders bewertet worden als nich t erschlos­

sene Randlagen 
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trägen vereinbarten Entgelte aus den Tariflisten und Richtsätzen war 
- in Ermangelung eines standardisierten Berechnungsblatts - nicht 

nachvollziehbar. 

Der RH empfahl den Besta ndgebern (der via donau und der Stadt Wien), 
die Nachvollziehbarkeit der in den Verträgen vereinbarten Entgelte 
durch Erstellung eines Berechnungsblatts - als Anlage zum jewei­
ligen Vertrag - sicherzustellen. 

15.3 (J) Laut Stellungnahme der via donau sei die Nachvollziehbarkeit der 
Berechnung für die Flächen der via donau mittels eines Freigabeblattes 
seit Ende 2014 gegeben. Das Prozessblatt, auf dem die Berechnung des 
Bestandzinses samt Begründung abgebildet sei, werde im Akt zu dem 
Vertrag zwecks Nachvollziehbarkeit abgelegt. In der DHK werde diese 
Vorgehensweise nunmehr seit März 2015 angewendet. 

(2) Die Stadt Wien verwies in ihrer Stellungnahme darauf, dass die 
Herleitung der Entgelte vielschichtig und aus historischen Blickwinkeln 
vor dem Hintergrund weniger Angebote zu betrachten sei. Die Stadt 
Wien habe zu dieser Zeit nicht die primäre Absicht gehabt, Gastgär­
ten zu installieren, sondern vielmehr stadtplanerische und raumpla­
nerische Aufgaben zu bewältigen gehabt. Es sei der Stadt nicht darum 
gegangen, die heute üblichen Entgelte einzuheben, sondern jene Pro­
jektbetreiber zu finden, die überhaupt bereit gewesen seien, im Sinne 
eines öffentlichen Interesses mit der Stadt zu kooperieren. 

(3) Laut Stellungnahme des Landes Niederösterreich würden die ent­
sprechenden Richtsätze der DHK jährlich wertangepasst und von den­
Kurien beschlossen. Die Richtsätze des Bundes und der Stadt Wien 
seien der Kurie Niederösterreich allerdings nicht bekannt. 

15.4 (I) Der RH verkannte gegenüber der Stadt Wien keinesfalls die stadt­
planerischen und raumplanerischen Aufgaben sowie deren Heraus­
forderungen. Er wies jedoch darauf hin, dass es im Sinne einer recht­
mäßigen, sparsamen, wirtschaftlichen und zweckmäßigen Verwaltung 
nicht darum gehe, historisch entstandene Tarifstrukturen aufrechtzuer­
halten, sondern privaten Vertragspartnern, denen durch massive öffent­
liche Investitionen (Donauinsel , Donaukanal) im öffentlichen Raum 
Ertragschancen erst ermöglicht worden waren, ein entsprechendes Ent­
gelt abzufordern und dabei durch die Schaffung einer Wettbewerbs­
situation möglichst marktnahe Erträge auch für die öffentliche Hand 
sicherzustellen. Dies umso mehr, als die Gebarungsüberprüfung des 
RH keine Anhaltspunkte dafür ergeben hatte, dass in den überprüften 
Fällen keine Gemeinnützigkeit in der Betriebsführung mit dem Päch­
ter vereinbart worden war. 
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Der RH betonte zudem, dass die Gestion der Stadt Wien angesichts 
des erreichten Erschließungserfolgs der gegenständlichen Flächen 
zukunftsorientiert sein sollte. Er verwies auch in diesem Zusammen­
hang auf seine Empfehlungen in TZ 16. 

(2) Der RH erwiderte dem Land Niederösterreich, dass er einen Aus­
tausch über die unterschiedlichen Richtsätze nach jahrzehntelanger 
Zusammenarbeit in den Kurien der DHK für möglich und zweckmä­
ßig erachtet. 

Tarifabstimmung 

16.1 Die Tariflisten der Bestandgeber (DHK, Bund und Stadt Wien) für Lie­
genschaftsflächen umfassten eine hohe Anzahl an unterschiedlichen 
Positionen und waren nur eingeschränkt vergleichbar. Allerdings waren 
die Tarifpositionen bei gleichen bzw. ähnlichen Nutzungen verschie­
den ausgeprägt: So unterschieden sich zwischen den Bestandgebern 
z.B. die Tarife für Verkaufshütten und Lagerfläcben sowohl im flächen­
bezogenen Tarif pro Quadratmeter als auch im Mindestentgelt (siehe 
Tabelle 4). 
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Tabelle 4: Tarife und Richtsätze für Flächennutzungen an Gewässern 2014 (Auszug) 

VerkaufshOtten bzw. -flichen 

Bund (via donau) 

DHK - Neue/Alte Donau 

DHK - Donaukanal 

verbaute und 
unverbaute Flächen 

verbaute Flächen 

sonst ige Flächen1 

verbaute Flächen 

sonstige Flächen1 

Stadt Wien ertragsorientierte, 
längerfrist ige Nutzung 

Lagerplätze ohne Überbauten 

Bund (via donau) 

DHK 

Stadt Wien 
ku rzfristi ge 
Grundbenützungen 
Ablagerungen 

1 u.a. für das Aufstellen von Tischen und Bänken 

QueLLen: via donau; Stadt Wien 

Lage 

sehr gut gut mäßig 

EUR pro m2 und Jahr 

45,36 34,02 22,68 

EUR mindestens 

691,20 680,40 669,60 

EUR pro m2 und Jahr 

31,00 23,00 15,30 

6,40 4,70 3,20 

EUR mindestens 

926,60 690,70 460,50 

EUR pro m2 und Jahr 

45,60 33,90 22,60 

3,80 2,80 1,90 

EUR mindestens 

1.367,10 1.015,80 677,20 

Mindestentgelt von ca. 3 % 
des Bodenwertes pro Jahr 

EUR pro m2 und Jahr 

5,67 3,40 1,71 

EUR mindestens 

170,10 170,10 170,10 

EUR pro m2 und Jahr 

3,60 2,70 1,80 

EUR mindestens 

4.374,60 3.250,50 2.167,00 

3,10 EUR pro m2 und Monat, 
mindestens 123 EUR pro Monat 

(2) Bereits im Jahr 2005 verwies die via donau als Geschäftsstell e der 
DHK im Rahmen einer Anpassun g der Richtsätze beispielhaft darauf, 
dass sich ein Unternehmer bereit erklärt hätte, für Gastgartenflächen 
1,50 EUR pro m2 und fü r "St randfl ächen" 0,75 EUR pro m2 jeweils 
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für einen Monat zu bezahlen. Ungeachtet dessen lagen bei sämtlichen 
nach diesem Zeitpunkt abgeschlossenen Verträgen der DHK die flä­
chenbezogenen Bestandzinse unter diesen Werten. 

Im Februar 2012 beschlossen die Kurien der DHK eine Evaluierung der 
Richtsätze auf Marktkonformität. Ein Ergebnis der Evaluierung lag 
zur Zeit der Gebarungsüberprüfung nicht vor. Die DHK teilte dem RH 
auf eine diesbezügliche Anfrage im Februar 2015 mit, dass mit Insti­
tutionen, die ähnliche Flächen verwalten, Gespräche geführt würden. 
Die Evaluierung sei noch nicht abgeschlossen; diese gehe nunmehr in 
Richtung Überarbeitung der Richtsätze und Parameter. 

(3) In Wien bestand eine vergleichbare gesetzliche Regelung mit dem 
Wiener Gebrauchsabgabegesetz31 • Diese sah u.a. Tarife für Vorgär­
ten (Aufstellung von Tischen, Sesseln) von Geschäftslokalen aller Art 
lageabhängig zwischen 7,5 EUR, 5 EUR und 1 EUR pro m2 und Monat 
vor. Für ortsfeste Verkaufshütten bzw. Kioske lag der Tarif lageabhän­
gig bei 34 EUR, 28 EUR und 22 EUR je begonnenen Meter Grundflä ­
che und Jahr. 

Somit war z.B. für die vergleichbare Nutzung von Vorgärten bzw. das 
Aufstellen von Tischen nach dem Gebrauchsabgabegesetz ein deutlich 
höheres Entgelt zu entrichten als in den bestehenden Tariflisten für 
Donau und Donaukanal. Der gesetzliche Gebrauchsabgabentarif pro 
Monat und m2 entsprach in etwa einem Jahrestarifpro m2 am Donau­
kanal (zwischen 1,90 EUR und 3,80 EUR). 

Die Stadt Wien verwies in der Tarifliste der Magistratsabteilung Wie­
ner Gewässer (MA 45) zudem auf den maßgeblichen Immobilienpreis­
spiegel,32 

16.2 Der RH stellte kritisch fest, dass die Tariflisten der Bestandgeber DHK, 
Bund und Stadt Wien für vergleichbare Nutzungen auf Flächen im 
Eigentum der öffentlichen Hand nicht nachvollziehbar gestaltet waren. 
Im Vergleich zu gesetzlichen Regelungen, wie dem Gebrauchsabga­
begesetz in Wien, waren einige Tarifpositionen für die Bestandneh­
mer deutlich günstiger. So entsprach der dort geregelte gesetzliche 
Gebrauchsabgabentarif für das Aufstellen von Tischen und Sesseln 
pro Monat und Quadratmeter in etwa dem Tarif am Donaukanal für 
ein ganzes Jahr. 

31 Gesetz über die ErteiJung von Erlaubnissen zum Gebrauch von öffentlichem Gemein­

degrund und die Einhebung einer Abgabe hierfür (Gebrauchsabgabegesetz 1966), LGBJ. 

20/1966 Ld.g.F. 

32 Immobilienpreisspiegel der Wirtschaftskammer Österreich bzw. des Fachverbands der 

Immobilien- und Vermögenstreuhänder 
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Vor diesem Hintergrund bemängelte der RH, dass eine von der DHK 

im Jahr 2012 beschlossene Eva luierung der Richtsätze auf Marktkon­

formität nach drei Jahren noch nicht vorlag. 

Der RH empfah l der via donau und der Stadt Wien, die Entgelte und 
Tarife für vergleichbare Nutzungskategorien auf Flächen im Eigentum 

der öffentlichen Hand aufeinander abzustimmen. 

Darüber hinaus empfahl er, bezüglich der Entgelte und Tariflisten eine 

Evaluierung der Richtsätze auf Marktkonformität vorzunehmen. Dafür 
wären Indikatoren, wie der Bodenwert ode r vergleichbare Regelungen, 

wie das Gebrauchsabgabegesetz, zur Erzielung eines marktkonformen 
Entgelts heranzuziehen. 

16.3 (1) Laut Stellungnahme der via donau würden ihre Tarife mit dem 
BMVIT und dem BMF abgestimmt und für die gesamte Donau heran­
gezogen. Die DHK - Tarife würden speziell in Wien herangezogen. Im 
Zuge der Neuordnung der DHK werde eine Tarifanpassung seitens 
der via donau angestrebt. In der Vergangenheit seien der DHK zudem 
keine Bodenwerte mittels Einzelgutachten vorgelegen. Mittlerweile sei 
die erste Bewertung in Auftrag gegeben worden. 

(2) Die Stadt Wien teilte in ihrer Stellungnahme und mit Bezug auf 
TZ 15 mit, dass die Entgelte nicht miteinander oder mit Entgelten, 
die heute üblich sind, ebensowenig wie mit Gebrauchsabgabetarijen im 
öffentlichen Gut - wie beispielsweise im innerstädtischen Bereich -
zu vergleichen, sondern individuell, auch im Hinblick auf das öffent­
liche Interesse, zu prüfen seien. 

Die Evaluierung von Richtsätzen würde - aufgrund der Unterschied­
lichkeit der Flächen und Projekte - für jeden Einzelvertrag die Erar­
beitung eines Gutachtens bedingen. Diese externen Gutachten würden 
die Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit der Pachtabschlüsse im 
Sinne eines öffentlichen Nutzens stark in Frage stellen. Die vom RH 
vorgeschlagenen Indikatoren, wie Bodenwert oder Gebrauchsabgabe­
gesetz würden hier jedenfalls nicht geeignet scheinen. 

(3) Das Land Niederösterreich teilte in seiner Stellungnahme mit, dass 
die Evaluierung seitens der via donau noch nicht abgeschlossen sei. 

16.4 Der RH erwiderte der Stadt Wien, dass in Anbetracht der Erschließung 

der gegenständlichen Gebiete für die Freizeitbedürfnisse der Wiene­

rinnen und Wiener die Herstellung marktähnlicher Wettbewerbsbedin­
gungen und Tarife im öffentlichen Interesse gelegen sein sollten. Fer­
ner erinnerte der RH die Stadt Wien daran, dass auch die DHK eine 

Bund 2016/4 

III-249 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 06 Hauptdokument Teil 6 (gescanntes Original)36 von 80

www.parlament.gv.at



R -
H 
Flächennutzung 

Bund 2016/4 

Flächennutzung im Bereich der Neuen Donau, 
der Donauinsel und des Donaukanals 

Evaluierung der Richtsätze auf Marktkonformität beschlossen hatte. 
Der RH wies die Stadt Wien weiters darauf hin, dass der Bodenwert 
Verwendung bei der Bestandzinsermittlung seitens der MA 42 bzw. 
der MA 69 fand (siehe TZ 31). 

Zudem war für den RH in wirtschaftlicher Betrachtung nicht nachvoll­
ziehbar, warum der innerstädtische Bereich nach Attraktivitäts- und 
damit Tarifzonen einteilbar war, im Bereich der Flächen am innerstäd­
tischen Donaukanal aber auch an der Donau dies nicht möglich sein 
sollte. Der RH hielt seine Empfehlungen daher aufrecht. 

Umsatzbeteiligung 

17.1 (1) Die Richtlinien für Liegenschaftsflächen der Bestandgeber DHK, 
Bund und Stadt Wien sahen bei Betrieben mit gewerblicher Nutzung 
ein vom Jahresumsatz abhängiges Entgelt für die Bestandnehmer vor, 
das bei Überschreiten eines vertraglich festgelegten Mindestentgelts 
zu entrichten war: 

- Gemäß den aktuellen Richtlinien lag die Höhe der zu vereinbarenden 
Umsatzbeteiligungen nunmehr einheitlich bei 6 0/0. Die DHK und 
die Stadt Wien wiesen den Jahresbruttoumsatz, die via donau hin­
gegen den Jahresnettoumsatz als Umsatzbezugsgröße aus. 

- Die vertraglich vereinbarten Umsatzbeteiligungen bei den im Rah­
men der Gebarungsüberprüfung vorliegenden und teilweise bis in 
das Jahr 1981 zurückreichenden Verträgen wiesen eine Bandbreite 
von 1 Ofo bis 6 Ofo auf. Daneben existierten zahlreiche Verträge ohne 
Umsatzbeteiligungen. 

- Ungeachtet der aktuellen Richtlinien schloss die via donau als 
geschäftsführende Stelle der DHK sowie als Verwalterin der Bun­
desliegenschaften im überprüften Zeitraum vereinzelt Verträge mit 
abweichenden Umsatzanteilen ab oder verzichtete auf diese (siehe 

"Summerstage", TZ 30). 

- Die Vorgangsweise zur Umsatzmeldung durch die Bestandnehmer 
war nicht formalisiert. Die zur Kontrolle vorgelegten Umsatzmel­
dungen unterschieden sich in ihrer Ausformung und Qualität. Sie 
reichten von handgeschriebenen Notizen über E-Mails bis hin zu 
von Steuerberatern und Wirtschaftsprüfern erstellten Steuererklä­
rungen. 
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Darüber hinaus lagen in 8 von 53 der überprüften Fälle keine aktu­
ellen Umsatzmeldungen der Bestandnehmer vor. Dies betraf sowohl 

Bestandnehmer des DHK, des Bundes als auch der Stadt Wien. In die­
sen Fällen war keine gesicherte, vollständige Berechnung des Bestand­

zinses über das Mindestentgelt hinaus möglich. 

(2) Die via donau hatte für die Liegenschaftsverwaltung Musterver­

träge entwickelt, die keine Einsichtsrechte des Bestandgebers in die 
Buchhaltung des Bestandnehmers enthielten.33 Auch die Regelungen 

der Stadt Wien enthielten keine derartigen Rechte des Bestandgebers.34 

17.2 (1) Der RH stellte kritisch fest, dass bei den im Rahmen der Gebarungs­

überprüfung vorliegenden Verträgen vereinbarte Umsatzbeteiligungen 
in einer Bandbreite von 1 % bis 6 % vorlagen. Daneben existierten 

zahlreiche Verträge ohne Umsatzbeteiligungen. Insbesondere kritisierte 

der RH, dass - obwohl gemäß den aktuellen Richtlinien die Höhe der 

zu vereinbarenden Umsatzbeteiligungen nunmehr einheitlich bei 6 0/0 

lag - die via donau als geschäftsführende Stelle der DHK sowie als Ver­
walterin der Bundesliegenschaften im überprüften Zeitraum vereinzelt 

Verträge mit abweichenden Umsatzbeteiligungen abschloss oder auf 

diese verzichtete. Er bemängelte zudem, dass die DHK und die Stadt 
Wien dabei den Jahresbruttoumsatz, die via donau hingegen den Jah­

resnettoumsatz als Umsatzbezugsgröße auswiesen, wodurch sich die 
aktuellen Richtlinien unterschieden. 

Der RH empfahl den Bestandgebern (der via donau und der Stadt Wien), 
bei künftigen Vertragsvereinbarungen eine richtlinienkonforme und 

einheitliche Umsatzbeteiligung in angemessener Höhe für die Bestand­
nehmer zu vereinbaren. 

(2) Darüber hinaus kritisierte der RH, dass die Bestandgeber die vor­
geschriebenen Umsatzmeldungen in unterschiedlicher Qualität und 
Form akzeptierten bzw. diese in einigen Fällen gar nicht vorlagen. 
Dadurch war keine gesicherte, vollständige Berechnung des Bestand­

zinses über das Mindestentgelt hinaus möglich. Der RH kritisierte, dass 
in den Musterverträgen keine Einsichtsrechte der Bestandgeber in die 

Buchhaltung der Bestandnehmer für den Fall eventuell notwendiger 
Plausibilitätsprüfungen vorgesehen waren. 

)) Dies war hingegen in Verträgen der Wasserstraßendirektion über Flächennutzungen 
an der Donau teilweise üblich. 

34 Auch die Allgemeinen Vertragsbestimmungen des Wiener Hafens, die zu einem inte­
grierenden Bestandteil des Vertrags gemacht wurden, enthielten dazu keine Regelung. 
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Der RH hielt es, ungeachtet der grundsätzlich zweckmäßigen Vorgangs­
weise, sich bei variablen Bestandzinsen auf die Steuererklärungen und 
damit auf die Verantwortung der Steuerberater der Bestandnehmer zu 
verlassen, aus Gründen der Rechtssicherheit für zweckmäßig, die (aktu­
ellen) Umsatzsteuerbescheide vorlegen zu lassen. Für den Fall eventu­
ell notwendiger Plausibilitätsprüfungen hielt der RH Einsichtsrechte 
in die Buchhaltung der Bestandnehmer für zweckmäßig. 

Der RH empfahl daher der via donau und der Stadt Wien, für eine 
lückenlose Übermittlung der vereinbarten Umsatzmeldungen zu sor­
gen, um eine vollständige Berechnung des Bestandzinses vornehmen 
zu können. Zudem wären die Umsatzbezugsgrößen sowie die Form der 
Übermittlung einheitlich festzulegen. 

Ferner empfahl der RH der via donau und der Stadt Wien, in den Ver­
trägen die Vorlage der Umsatzsteuerbescheide und ein Einsichtsrecht 
in die Buchhaltung der Bestandnehmer vorzusehen. 

17.3 (1) Die via donau verwies in ihrer Stellungnahme auf ihre Bemühungen, 
das bestmögliche Verhandlungsergebnis bei Liegenschaftsverträgen zu 
erreichen. Hierzu sei es erforderlich, eine entsprechende Flexibilität in 
den Verträgen zwischen Mindestbestandzins, Vertragsdauer und Umsatz­
beteiligung aufrecht zu erhalten, um das wirtschaftliche Optimum zu 
erreichen. Umsatzbeteiligungen waren in den Standardverträgen deshalb 
optional vorgesehen, weil diese nur bei einer beschränkten Anzahl wirt­
schaftlich sinnvoll seien. Die Entscheidung werde im Einzelfall basie­
rend auf Geschäftsart sowie Höhe des Bestandzinses und Umsatzhöhe 
getroffen. Umsatzmeldungen seien dem Bestandgeber dann prüjfähig 
zu übermitteln. 

(2) Die Stadt Wien gab in ihrer Stellungnahme zu bedenken, dass 
Umsatzbeteiligungen angesichts des Umstands, dass Bestandnehmer 
oftmals mehrere Betriebe an unterschiedlichen Standorten führten, der 
individuellen Situation der Betriebe an Gewässern nicht gerecht würde 
und somit einen unangemessenen bürokratischen Aufwand verursa­
chen würden. Zudem bestünden datenschutzrechtliche Bedenken bei 
einem Einsichtsrecht in die Buchhaltung der Bestandnehmer. Die Ein­
hebung und Kontrolle derartiger Umsatz beteiligungen habe sich in den 
vergangenen Jahren als nicht praktikabel erwiesen und sei mit hohem 
Verwaltungsaufwand verbunden, sodass diese nur in Ausnahmefällen 
vereinbart würden. 
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(3) Das Land Niederösterreich sicherte in seiner Stellungnahme zu, bei 
zukünftig abzuschließenden Verträgen eine Umsatzbeteiligung nach ein­
heitlichen Bemessungsgrundlagen zu berücksichtigen, sofern es sich 
dabei um die wirtschaftlichste Variante handle. 

17.4 Der RH erwiderte der Stadt Wien, dass sie selbst im Jahr 2012 einen 
Bestandvertrag mit Umsatzbeteiligung abgeschlossen hatte; auch die 
Taritliste der Stadt Wien sah für längerfristige Nutzungen eine Umsatz­
beteiligung vor. Der RH stellt klar, dass er keine - aufgrund des Auf­
wands - allenfalls unzweckmäßige, sondern eine jedenfalls richtlini­
enkonforme und einheitliche Umsatzbeteiligung empfohlen hatte. 

Zur Eindämmung des Verwaltungsaufwands verwies der RH - unbe­
schadet teil weiser Nachvollziehbarkeit der Bedenken der Stadt Wien 
betreffend Verwaltungsaufwand - auf seine Empfehlungen zur Verein­
heitlichung von Qualität und Form der Umsatzmeldungen, zur Tarif­
abstimmung und zur Richtlinienkonformität. 

Zu den datenschutz rechtlichen Bedenken der Stadt Wien erwiderte der 
RH, dass ein Einsichtsrecht in die Buchhaltung - im Einklang mit der 
privatrechtlichen Vertragsautonomie - bereits Bestandteil von Ver­
trägen gewesen war. 

Vertragsdauer 

18.1 (1) Die vereinbarten Laufzeiten bei den dem RH im Rahmen der Geba­
rungsüberprüfung vorliegenden Verträge der Bestandgeber DHK, Bund 
und Stadt Wien wiesen eine Bandbreite von einem Jahr bis zu 99 Jah­
ren auf; daneben existierten zahlreiche unbefristet abgeschlossene Ver­
träge. 

Die Kurien der DHK kamen im Jahr 2008 überein, dass eine längere 
Vertragsdauer als zehn Jahre nicht in Betracht kommt und unbefristeten 
Verträgen generell nicht zugestimmt werde. Sowohl die via donau als 
auch die Stadt Wien äußerten sich ebenfalls dahingehend, nach Mög­
lichkeit lediglich befristete Verträge abzuschließen. Längere Vertrags­
laufzeiten mussten begründet und in Zusammenhang mit allfälligen 
durch den Bestandnehmer vorgesehenen Investitionen gebracht wer­
den. 

Ungeachtet dessen schloss die via donau als geschäftsführende Stelle 
der DHK sowie als Verwalterin der Bundesliegenschaften im Jahr 2010 
zwei Bestandverträge mit unbefristeten Laufzeiten ab. Zuvor hatte 
auch der Wien er Hafen, der die Flächen der Stadt Wien in den Jah-
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ren 1996 bis 2010 verwaltete, im Jahr 2008 zwei unbefristete Verträge 
abgeschlossen. 

Zudem hatten die Parteien in einem weiteren Vertrag auch ein Vor­
mietrecht auf einen neuerlich befristeten Vertrag vereinbart. Eine Aktu­
alisierung der Tarife und Entgelte bzw. neue Vereinbarungen waren 
dementsprechend nicht möglich. Begründungen für die Einräumung 
des Vorrnietrechts waren nicht dokumentiert. 

(2) Die via donau hatte für die Liegenschaftsverwaltung des Bundes 
und der DHK Musterverträge mit zeitlicher Befristung entwickelt. Der 
Vertrag endete ohne weiteres zu einem bestimmten Zeitpunkt. Ferner 
waren Gründe für die Auflösung des Vertrags aus wichtigen Grün­
den enthalten. 

Die Stadt Wien sah in ihren befristeten Verträgen zum Teil Bestim­
mungen vor, nach denen der Vertrag von beiden Vertragsparteien 
ohne Angabe von Gründen zum letzten Tag eines Monats unter Ein­
haltung einer dreimonatigen Kündigungsfrist mit eingeschriebenem 
Brief gekündigt werden konnte. 

18.2 Der RH kritisierte den Abschluss unbefristeter Bestandverträge, insbe­
sondere nach gegenteiligem Beschluss der Bestandgeber selbst. Insge­
samt wiesen die vereinbarten Laufzeiten der überprüften Verträge von 
DHK, Bund und Stadt Wien eine Bandbreite von einem Jahr bis zu 
99 Jahren auf; daneben existierten zahlreiche unbefristet abgeschlos­
sene Verträge. 

Er hielt kritisch fest, dass sich die Bestandgeber der öffentlichen Hand, 
der DHK, des Bundes und der Stadt Wien durch den Abschluss unbefri­
steter Verträge - ohne kurzfristige Kündigungsgründe - u.a. der Mög­
lichkeiten begaben, Tarife und Entgelte zu aktualisieren, auf Verän­
derungen zu reagieren bzw. allfällige nachteilige Vertragsbestandteile 
aufzuheben und Bestimmungen neu zu vereinbaren. Der RH wies fer­
ner kritisch darauf hin, dass die öffentliche Hand durch die Zuerken­
nung von Optionen aufVertragsverlängerung bzw. von Vorrnietrechten 
ohne Begründung oder Gegenwert ihre Möglichkeiten einer besseren 
Verwertung der Liegenschaft nach Vertragsablauf einschränkte. 

Der RH empfahl daher den Bestandgebern der via donau und der 
Stadt Wien, künftig keine unbefristeten Bestandverträge auf Flächen im 
Eigentum der öffentlichen Hand abzuschließen, sofern diese nicht eine 
Kündigungsmöglichkeit für den Bestandgeber zu kurzfristigen Bedin­
gungen - etwa eine Kündigungsfrist von drei Monaten - vorsehen. 
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Der RH empfahl darüber hinaus, Verträge, die aufgrund vorzuneh­

mender Investitionen die wirtschaftlichen Interessen der Bestandneh­
mer sichern sollten und im beiderseitigen Interesse liegen, mit einer 

angemessenen Befristung bzw. gleichen Rechten und Pflichten für 
beide Seiten zu versehen. Von der Zuerkennung von Vormietrechten 

oder anderen Sonderrechten ohne erkennbare Begründung oder Gegen­

wert wäre abzusehen. 

18.3 (J) Die via donau teilte in ihrer Stellungnahme mit, dass seit 2012 aus­
schließlich befristete Verträge abgeschlossen werden. Die Befristungs­
dauer selbst sei abhängig von den durchgeführten Investitionen. Unbe­
fristete Verträge gebe es ausschließlich bei Servitutseinräumungen oder 
Prekarien. 

(2) Laut Stellungnahme der Stadt Wien habe sie eine Option auf Ver­
tragsverlängerung immer dann zuerkannt, wenn seitens des Bestand­
nehmers investive Vorhaben im Sinne der Qualitätsanhebung umgesetzt 
worden seien und daher eine Rechtssicherheit für den Bestandnehmer 
notwendig gewesen sei. Die MA 45 schließe seit mehreren Jahren keine 
unbefristeten Bestandverträge mehr ab. 

(3) Das Land Niederösterreich teilte in seiner Stellungnahme mit, dass 
neu abzuschließende Verträge grundsätzlich nur noch befristet abge­
schlossen würden. Die Laufzeit hinge von den zu tätigenden Investiti­
onen seitens der Bestandnehmer ab. 

18.4 Der RH anerkannte angesichts des großen Anteils unbefristeter Ver­

tragsverhältnisse, die sich zur Zeit der Gebarungsüberprüfung noch in 
aufrechtem Bestand befanden, die Zusicherungen der Bestandgeber, 

im Falle von Neuabschlüssen nur noch befristete Vertragsverhältnisse 
einzugehen. Er erinnerte aber auch an seine in diesem Zusammenhang 

stehende Empfehlung, von der Zuerkennung von Vormietrechten oder 
anderen Sonderrechten ohne erkennbare Begründung abzusehen. 

Weitergabe der Flächen 

19.1 (1) Den Bestandnehmern war es in der Regel gestattet, die Flächen im 
Eigentum der öffentlichen Hand weiterzuvermieten bzw. zu verpach­
ten. Dies setzte eine Zustimmung des Eigentümers voraus. Die Höhe 

der dafür zu entrichtenden Entgelte war den Bestandgebern DHK, Bund 
und Stadt Wien nicht bekannt, ein entsprechendes Einsichtsrecht hat­

ten diese vertraglich nicht vereinbart. Bei der Entscheidung über all­
fällige Vertragsverlängerungen wurden bekannte Unterbestandneh­
mer im Rahmen einer Interessentensuche nicht miteinbezogen. Ebenso 

Bund 2016/4 

III-249 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 06 Hauptdokument Teil 6 (gescanntes Original)42 von 80

www.parlament.gv.at



R -
H 
Flachennutzunq 

Bund 2016/4 

Flächennutzung im Bereich der Neuen Donau, 
der Donauinsel und des Donaukanals 

konnte keine umfassende Übersicht über die Weitergabeverhältnisse 

vorgelegt werden. 

So gaben einige Bestandnehmer auf Flächen der DHK am Donau­

kanal ihre Flächen an Dritte weiter (siehe Z.B. "Badeschiff', TZ 26, 

"Adria Wien", TZ 27, "Summerstage", TZ 30). Derartige Pachtverhält­
nisse existierten auch im Bereich der Donauinsel. Im Jahr 2008 hatte 

die Stadt Wien35 einem Bestandnehmer vertraglich zugestanden, dass 
eine Zustimmung zu einer Weitergabe an Verwandte nicht erforderlich 

war. Ferner konnte der Bestandnehmer das Objekt im Rahmen eines 

Vertrags saisonweise, bei Einhaltung einiger Auflagen, weitergeben. 

(2) Aus den Musterverträgen der via donau zur Liegenschaftsverwal­

tung ging nicht hervor, ob der jeweilige Bestandnehmer verpflichtet 

war, dem Bestandgeber den vollständigen Inhalt derartiger Unterbe­
standverträge zur Kenntnis zu bringen bzw. dazu seine Zustimmung 

einzuholen. 

19.2 Der RH hielt fest, dass Flächen im Eigentum der öffentlichen Hand 
Bestandnehmern überlassen wurden, die diese in der Folge an private 

Dritte weitervermieten bzw. verpachten konnten. Nach Ansicht des 

RH wird dies v.a. dann erfolgen, wenn dies für den Bestandnehmer 
gewinnbringend ist. 

Der RH bemängelte daher, dass die Bestandgeber der öffentlichen Hand 
keine ausreichenden Einsichtsrechte in die Gebarung der Bestandneh­

mer vereinbart hatten. Sie waren somit nicht in der Lage, eine Wei­

tergabe hinsichtlich der Angemessenheit der Bestandzinse zu über­
prüfen und gegebenenfalls den eigenen Vertrag anzupassen. Ebenso 

konnte keine umfassende Übersicht über die Weitergabeverhältnisse 

vorgelegt werden. 

Der RH empfahl somit den Bestandgebern (der via donau und der Stadt 

Wien), Informationen über Weitergaben vollständig einzuholen und 

die Bestandverträge hinsichtlich der Angemessenheit des Bestandzinses 
zu überprüfen und gegebenenfalls anzupassen. 

Ferner wäre dafür zu sorgen, dass der Bestandnehmer den Bestandge­
ber über die wesentlichen Vetragsinhalte allfalliger Weitergabeverhält­

nisse - inklusive Zusatz- oder Nebenabreden - informiert. 

Der RH empfahl den Bestandgebern weiters, bei der Entscheidung 

über allfällige Vertragsverlängerungen mit einem Bestandnehmer im 

35 Wiener Hafen als beauftragter Verwalter der MA 45 
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Rahmen der Interessentensuche auch bekannte Unterbestandnehmer 

miteinzubeziehen, um so Möglichkeiten zur Erlösmaximierung für die 

öffentliche Hand auszuschöpfen. 

19.3 (J) Laut Stellungnahme der via donau sehe der aktuelle Standardver­
trag bereits eine umfassende Ojfenlegungspflicht sowie ein Zustim­
mungserfordernis im Fall von Weitergaben vor. Die Einbeziehung 
von Unterbestandnehmern in die Interessentensuche bei allfälligen 
Vertragsverlängerungen könne in Einzelfällen berücksichtigt werden. 

(2) Das Land Niederöstertreich wies in seiner Stellungnahme auf eine 
nunmehr umfassende Ojfenlegungspflicht sowie ein entsprechendes 
Zustimmungs erfordernis im Fall von Weitergaben in den Verträgen hin. 

19.4 Der RH nahm von den Maßnahmen der via donau und des Landes 
Niederösterreich anerkennend Kenntnis. Er bekräftigte gegenüber der 

via donau die Notwendigkeit, für die öffentliche Hand als Vermiete­

rin eine umfassende Information über allfällige Unterbestandverhält­
nisse in den Vertragsgestaltungen mit den Bestandnehmern sicherzu­
stellen. Im Sinne dieser Zielsetzung könnte jedoch eine Einbeziehung 

von Unterbestandnehmern in die Interessentensuche bei allfälligen 
Vertragsverlängerungen - nicht nur in Einzelfällen - zur weiteren 

Plausibilisierung des Bestandzinses dienen und schließt eine flexible 

Auswahl des Vertragspartners keineswegs aus. 

Kaution bzw. Garantie 

20.1 Die Stadt Wien, vertreten durch die MA 42, hatte in einem Vertrag 

(siehe "Strandbar Herrmann", TZ 3 J) - ebenso wie die WDE von ihrer 
Mieterin (siehe "Schiffstation Wien City", TZ 25) - eine Bankgaran­
tie zur Sicherstellung allfälliger Ansprüche der Stadt gegenüber Drit­
ten bzw. den Bestandnehmern eingeholt. Die diesbezüglichen Muster­

verträge der Bestandgeber wie auch die Verträge der MA 45 und der 
WGM in Wien enthielten keine derartigen Regelungen. 

20.2 Der RH bemängelte, dass die Musterverträge der Bestandgeber, wie 

auch die Verträge der MA 45 und der WGM in Wien, keine Regelungen 

bezüglich Kautionen bzw. Bankgarantien enthielten. 

Der RH empfahl den Bestandgebern (der via donau und der Stadt Wien), 
bei künftigen Bestandverträgen eine Kaution bzw. eine Bankgarantie 

zur Sicherstellung allfälliger Ansprüche der öffentlichen Hand gegen­
über Dritten bzw. den Bestandnehmern vorzusehen. 
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20.3 (1) Die via donau teilte in ihrer Stellungnahme mit, dass der aktuelle 

Standardvertrag eine optionale Klausel für eine Kaution enthalte. Ein 
Rückgriff darauf werde bei Großprojekten genommen. Ein "Kautions­
handling" bei Kleinverträgen sei weder wirtschaftlich noch praktika­
bel. 

(2) Laut Stellungnahme der Stadt Wien würden ihre Musterverträge 
seit drei Jahren eine Kautionsvereinbarung vorsehen, die jeweils risi­
koabhängig in den konkreten Einzelvertrag aufgenommen werde. 

20.4 (1) Der RH erwiderte der via donau bezüglich der Kautionsklausel, dass 
er Kautionen auch für "Kleinverträge" als risikotechnisch zweckmäßig 
erachtete, zumaJ auch bei Garderobekästchen an Schulen Kautionen 
eingehoben werden. 

(2) Der RH nahm den Hinweis der Stadt Wien, dass ihre Musterverträge 
eine Kautionsvereinbarung vorsahen, vor dem Hintergrund seiner dies­
bezüglichen, an alle Bestandgeber gerichteten Empfehlungen positiv 
zur Kenntnis. Allerdings waren bei den ihm im Zuge der Prüfungs­
handlungen vorgelegten Verträgen, außer in den in TZ 20.1 genannten 
Beispielen, keine Kautionsvereinbarungen enthalten gewesen. Zudem 
wären nach Ansicht des RH Kautionsvereinbarungen nicht risikoab­
hängig in den Vertrag aufzunehmen, sondern grundsätzlich, wobei das 
Risiko durch die Höhe der Kaution abzubi lden wäre. 

21.1 Den Erlösen aus Vermietung bzw. Verpachtung standen Aufwände 
der Bestandgeber für die Liegenschaftsflächen in unterschiedlicher 
Höhe gegenüber. So hatte die DHK für die Erhaltung und den Betrieb 
der Hochwasserschutzanlagen, wie z.B. der Donaukanalregulierungs­
bauten, zu sorgen. Darunter fIel es insbesondere, die Tragfähigkeit der 
Kaimauern zu erhalten bzw. zu verbessem.36 

Auch fIelen Wartungs- und Pflegekosten auf der Donauinsel und am 
Donaukanal an, die durch die DHK bzw. die Stadt Wien getragen und 
mit Prekariums- bzw. Pflegeverträgen geregelt wurden.J7 

36 So hatte die DHK im Jahr 2014 für Planung und Sanierung (d .h. ohne Hochwasser­
Management) rd. 1,64 Mio. EUR an Kosten zu tragen. 

37 Die MA 42 ermittelte einen j äh rlichen Pflegeaufwand all ein für Flächen gemäß dem 
mit der DHK abgeschlossenen Grundbenützungsvertrag am Donaukanal von rd. 
256.000 EU R. 
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Darüber hinaus erfolgten Investitionen für zusätzliche Einrichtungen38 

und Projekte der einzelnen Wiener Bezirke Z.B. bei Radwegen oder 

Spielgeräten. 

Die anfallenden Kosten standen in der Regel nicht in ursächlichem, 
direktem Zusammenhang mit der Nutzung durch die Bestandnehmer. 
Zudem waren diese für Wartung und Pflege der von ihnen in Bestand 

genommenen Anlagen selbst verantwortlich. Allerdings war auch die 

ansatzweise Berücksichtigung der angefallenen Kosten bei der Tarif­
bildung nicht nachvollziehbar. 

21.2 Der RH hielt fest, dass die Investitions-, Wartungs- und Pflegekosten 

der Liegenschaftsflächen der Bestandgeber in der Regel nicht in ursäch­

lichem, direktem Zusammenhang mit der Nutzung durch die Bestand­
nehmer standen. Diese waren für Wartung und Pflege der von ihnen 
in Bestand genommenen Anlagen selbst verantwortlich. 

Eine gesamthafte Aufstellung bzw. Gegenüberstellung mit Einnah­

men aus diesen Flächen war daher in diesem Zusammenhang wenig 
aussagekräftig. 

Er verwies jedoch darauf, dass die erheblichen finanziellen Aufwen­
dungen der öffentlichen Hand, die Ertragschancen für private Unter­
nehmer erhöhten. Er kritisierte in diesem Zusammenhang, dass die 

Kosten nicht einmal ansatzweise bei der Tarifbildung ihren Nieder­
schlag fanden. Somit wäre insbesondere bei der Vermietung bzw. Ver­

pachtung darauf Bedacht zu nehmen, Flächen zu marktkonformen Ent­
gelten bzw. erlösmaximierend zu vergeben. Der RH verwies dazu auf 

seine Empfehlungen in TZ 16. 

21.3 (1) Die via donau wies in ihrer Stellungnahme darauf hin, dass eine 
weitere Verpflichtung der Kostentragung der Bestandnehmer für Abfal­
[entsorgung sowie Betreuung der Bäume und Sträucher bereits im Stan­
dardvertrag enthalten sei und sowohl bei via donau als auch bei der 
DHK Bestandnehmer ihre Investitionen selber tätigen bzw. die Pflege 
der Bestandfläche übernehmen müssten. 

(2) Laut Stellungnahme der Stadt Wien sei die nicht erfolgte Berück­
sichtigung der von den Bestandgebern getätigten Investitions-, War­
tungs- und Pjlegekosten bei der Tarijbildung darin begründet, dass viel­
fach ein öffentliches Interesse mit diesen getätigten Kosten verbunden 
sei. So könne die Errichtung notwendiger Infrastruktur oder der Bau 

38 Beispielweise investierte die Stadt Wien in den letzten zehn Jahren für die Errichtung 

von Weg- und Brückenbeleuchtungen am Donaukanal rd. 3 Mio. EUR. 

Bund 2016/4 

III-249 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 06 Hauptdokument Teil 6 (gescanntes Original)46 von 80

www.parlament.gv.at



R -
H 
Flächennutzung 

Einzelfeststellungen 

Übersicht 

Bund 2016/4 

FLächennutzung im Bereich der Neuen Donau, 
der Donauinsel und des DonaukanaLs 

von WC-Anlagen nicht immer ausschließlich den Bestandnehmernfür 
den Betrieb ihrer gastronomischen Einrichtungen überantwortet werden. 

(3) Das Land Niederösterreich sicherte in seiner Stellungnahme zu, 
bei der noch laufenden Evaluierung der Richtsätze bzw. Tarife eine 
zukünftige Berücksichtigung der Betriebs-, Wartungs- und Pj1egekos­
ten zu prüfen. 

21.4 Der RH stellte gegenüber der Stadt Wien klar, dass er eben diesen Sach­
verhalt, dass die Investitions-, Wartungs- und Pflegekosten der Lie­
genschaftsflächen der Bestandgeber in der Regel nicht in ursächlichem, 
direktem Zusammenhang mit der Nutzung durch die Bestandnehmer 
standen, kritisch würdigte. Gerade vor dem Hintergrund dieser Auf­
wendungen der öffentlichen Hand, waren die Vermietung bzw. Ver­
pachtung der Flächen nicht zu marktkonformen Entgelten bzw. erlös­
maximierend erfolgt (siehe auch TZ 15 und TZ 16). 

22 Nachfolgende ausgewählte Bestandverträge bzw. Flächennutzungen 
überprüfte der RH darüber hinaus vertieft bezüglich der Nutzungen 
der Pachtflächen sowie der Investitionen und Förderungen, der ver­
traglichen Gestaltungen und der diesbezüglichen Einnahmen. Diese 
werden in den nachfolgenden Punkten behandelt. 
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Tabelle 5: Ausgewählte Bestandverträge bzw. Flächennutzungen 

Vertrags- Umsatz-
Fläche 

Mindestzins 

Vertrags- dauer beteiligung p.a. It. Vertrag 
TZ 

jahr 
Bestandgeber Anmerkung 

in Jahren in % in m2 in EUR 
pro m2 

"Schiffstation 2007 DHK 99 keine 1.000 6,80 Baurecht ohne Bewertung, 
Wien City", TZ 23 nicht erforderlicher Inves-

titionszuschuss, Miet-
vertrag mit Sonderrechten 

"Badeschiff", 2004 DHK unbefristet ke ine 161 3,00 unbefristete Vergabe an 
TZ 26 Privatperson, Weiter-

vermietung 

2007 DHK 10 3 1.520 1,70 Verträge günstig für die 

"Adria Wien", Bestandnehmer, Weiter-

TZ 27 
2009 DHK 10 3 3.900 1,70 gabe der Flächen 

"Copa Kagrana", 1994 Wien - MA 45 24 keine 315 6,74 Wiederholte Vertrags-
TZ 32 1995 Wien - MA 45 unbefristet 2 1.250 18,02 verlängerungen trotz 

Zahlungsrückständen, 
2005 MA 45- 13 keine 1.487 8,42 Gewährung von 

Wiener Hafen Sonderrechten 

2005 MA 45 - 13 keine 1.207 7,24 
Wiener Hafen 

2005 MA 45- 13 keine 613 1,94 
Wiener Hafen 

"Spittelau", TZ 29 2010 Bund unbefristet 3 1.500 3,00 unbefristeter Bestand-
vertrag, fehlende 
Umsatzmeldungen, 
Weitergabe der Flächen 

"Summerstage", 1998 Bund 17 2 800 2,56 unterschiedliche Zinse 
TZ 30 2004 Wien - MA 42 unbefristet keine 1.321 1,63 für gleiche Nutzungen , 

Verträge günstig für 
2010 Wien - MA 42 11 keine 1.571 1,91 die Bestandnehmer, 

2014 Bund 16 keine 950 26,32 Weitergabe der Flächen 

2005 Wien - MA 42 10 keine 3.528 0,68 Verträge günstig für die 
"Strandbar 
Herrmann", TZ 31 

2006 DHK 10 keine 240 8,54 Bestandnehmer, Zuschuss 

2013 Wien - MA 42 10 keine 3.528 5,67 für Investitionen 

Quellen: DHK; Stadt Wien; via donau 

"Schiffstation 
Wien City" 

544 

Baurecht 

23.1 Die Wien er Donauraum Länden und Ufer Betriebs- und Entwicklungs-
gesellschaft mbH (WDE) und die DHK schlossen im Juni 2007 über eine 
von der DHK verwaltete Liegenschaftsfläche am rechten Donaukana-

lufer im Bereich des Schwedenplatzes in Wien einen Baurechtsvertrag 
zur Errichtung eines Aufnahmegebäudes für den Linienschiffsverkehr 

mit Geschäften, Abfertigungsräumlichkeiten, Ticketschalter und Gas-
tronomiebetrieben. 

Der Baurechtsvertrag sah einen von der WDE an die DHK zu erricht­
enden Bauzins von 6.800 EUR pro Jahr vor. Für die Ermittlung der 

Höhe dieses Zinses konnten weder von der DHK noch von der WDE 
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Kalkulationsgrundlagen vorgelegt werden. Eine Verkehrswertermitt­
lung der Liegenschaftsfläche erfolgte nicht. 

Im Baurechtsvertrag erklärten sich die Grundeigentümer damit einver­
standen, dass der Bauberechtigte (gemeinsam mit allfälligen Erwerbern 
des Baurechts) Baurechts-Wohnungseigentum begründet. Die Gründe 
für die Notwendigkeit des Baurechts-Wohnungseigentums für die WDE 
waren nicht dokumentiert. 

Ferner sah der Baurechtsvertrag vor, dass bei Zerstörung des Bauwerks 
aufgrund höherer Gewalt der Bauberechtigte zur Wiederherstellung 
nicht verpflichtet war und sich der jährlich zu entrichtende Bauzins 
in diesem Fall auf 1 EUR reduzierte. 

23.2 Der RH bemängelte, dass die WDE und die DHK im Juni 2007 zur 
Errichtung eines Aufnahmegebäudes für den Linienschiffsverkehr im 
Bereich des Schwedenplatzes in Wien keinen Verkehrswert für ein 
grundbücherlich verankertes Baurecht ermittelt hatten. Der Bauzins 
entbehrte dadurch einer Berechnungsgrundlage und war nicht nach­
vollziehbar. Er merkte an, dass ein zu entrichtender Bauzins üblicher­
weise mit einem Prozentsatz des Verkehrswertes des Grundstücks in 
Zusammenhang gebracht wird. 

Der RH empfahl daher der via donau als geschäftsführende Stelle der 
DHK, bei einer künftigen Einzäumung von Baurechten eine Verkehrs­
wertermittlung als Grundlage für die Bauzinshöhe vorzunehmen. 

Vor dem Hintergrund der Einräumung eines Baurechts-Wohnungsei­
gentums bemängelte der RH, dass die DHK in einem Baurechtsvertrag 
vermögenswerte Sonderrechte ohne erkennbare Gegenleistung einge­
räumt hatte, zumal nach Ansicht des RH die Notwendigkeit dafür nicht 
erkennbar war. Der RH verwies zudem kritisch darauf, dass es dem Bau­
berechtigten im Fall der Zerstörung des Bauwerks durch höhere Gewalt 
möglich war, mit Bezahlung eines minimalen Zinses von 1 EUR pro 
Jahr die Liegenschaft zu blockieren, ohne das Bauwerk wieder aufzu­
bauen. Der RH verwies dazu auf seine Empfehlung, von der Zuerken­
nung von Vormietrechten oder anderen Sonderrechten ohne erkennbare 
Begründung oder Gegenwert abzusehen (siehe Vertragsdauer, TZ 18). 
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Errichtung 

24.1 (I ) In der Folge beauft ragte die WDE die Errichtung der Schiffstation 

"Wien Ci ty" am Schw edenplatz. Di e Inbetriebnahme erfolgte Mitte 

des Jahres 2010. Die Gesa mtkosten für die WDE beliefen sich auf rd. 
7,20 Mio. EUR. 

Mit der Inbetriebnahme der Schifsstation Wien City im Jahr 2010 

erhöhte sich die vermietbare Gesamtfläche der WDE von 7.665 m2 auf 
rd. 8.618 m2 und die jährlichen Mieteinnahmen (inklusive weiterver­

rechneten Nebenkosten) von 1,2 1 Mio. EUR aufrd. 1,55 Mio. EUR. Die 
WDE erzielte zudem zwischen 2009 und 201 3 in jedem Jahr positive 

Jahresergebnisse und konnte im selben Zeit raum die in der Bilanz aus­

gewiesene freie Rücklage von 6,56 Mi o. EUR auf 13,88 Mio. EUR erhö­
hen. 

Im Jahr 201 4 betrugen di e j ährlichen Erlöse aus der Vermietung der 

Räumlichkeiten der Schiffs tation durch die WDE an unterschiedliche 

Mieter rd. 41 2.000 EUR. Hinzu kamen v.a. Erlöse an die WDE aus Wer­
befl ächen in Höhe von rd. 172.000 EUR im Jahr 2014. 

(2) Die Stadt Wien leistete fü r die Schiffstation einen nicht rückzahl­

baren Investiti onszuschuss von 1 Mio. EUR. Dies war vom Antragsteller 
Wien er Hafen im Jänn er 2008 v.a. mit der Errichtung der öffentlichen 

Infrastruktur und Flächen im Rahmen des Bauwerks begründet worden. 

24.2 Der RH anerkannte, dass di e WDE mit der Errichtung der Schiffstation 

und der Vermietung ein wirtschaftlich es Projekt erfolgreich umgesetzt 

hatte und betrieb. Vor dem Hintergrund der wirtschaftlichen Ergeb­
nisse der Gesellschaft bzw. der Mieteinnahmen erachtete er jedoch die 
Förderung der Stadt Wien fü r das Projekt "Schiffstation Wien- City" 
in Höhe von 1 Mio. EUR als wirtschaftlich nicht erforderlich. 

Der RH empfahl der Stadt Wien, bei wirtschaftlich erfolgreich umge­

setzten Projekten, rückzahlbare Förderungen, bspw. in Form eines Dar­
lehens, zu erwägen. 

Vermietung 

25.1 (1) Die WDE schloss im Dezember 2008 als Vermieterin einen Miet­
vertrag mi t einem Gastronomiebetreiber, der den Großteil der vorhan­

denen Flächen anmietete. Der Mietgegenstand bestand im Wesentlichen 
aus einem Cafe-Restaurant-Bar- Lokal sowie Flächen auf der Vorkai­
fläche und Lagerflächen. Der Mietzins betrug 300.000 EUR pro Jahr. 
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Im Mietvertrag war eine umsatzabhängige Beweglichkeit des Mietzinses 

vorgesehen, wobei eine Minderung des Planumsatzes von 2,5 Mio. EUR 

eine ebensolche Mietzinsminderung im Verhältnis bis zu einer Unter­
grenze von 250.000 EUR zur Folge hatte. Eine Erhöhungsmöglichkeit 
war hingegen dann vorgesehen, wenn ein Umsatz von 3 Mio. EUR 

überschritten wurde. Die Miete war mit 330.000 EUR gedeckelt. 

(2) Dem Mietvertrag ging eine eingeschränkte Interessentensuche der 

WDE voraus, die ausgewählte Interessenten zu Gesprächen und Anbot­
legungen einlud; auf Basis derer sich die WDE, bei zwei ähnlich qua­

lifizierten Interessenten und gleichen Angeboten, letztlich vor dem 

Hintergrund einer Bankgarantie, für die gegenwärtige Mieterin ent­
schied. Die WDE hielt zudem im Mietvertrag fest, dass die Person des 

Mieters wesentlich war und es - vorbehaltlich einer Aufkündigung 
des Vertrags durch die Vermieterin - nicht gestattet war, dass sich die 

rechtlichen oder wirtschaftlichen Einflussmöglichkeiten an der Mie­

ter-GmbH entscheidend verändern. 

(3) Die WDE räumte der Mieterin ein Vormietrecht ein, das im Fall 

eines bis zum vorgesehenen Mietvertragsende im März 2022 aufrechten 

Mietvertrags das Recht einräumte, bei einer geplanten Neuvermietung 
in ein zu erstellendes Anbot der Vermieterin einzutreten. Eine Begrün­

dung für die Einräumung des Vorrnietrechtes bzw. eine Berücksichti­
gung dieses Vorteils im Mietvertrag hatte die WDE nicht dokumentiert. 

25.2 Der RH bemängelte die besonderen Mietzinsregelungen, welche die 

WDE im Dezember 2008 mit einem Gastronomiebetreiber, der den 

Großteil der vorhandenen Flächen anmietete, vereinbart hatte. Der 
Mietzins betrug 300.000 EUR pro Jahr. Der RH hielt dabei kritisch fest, 
dass die Mietzinsregelung nicht für beide Seiten gleich geregelt war. 

Der Mietvertrag war umsatzabhängig geschlossen worden, Mietzins­

minderungen waren allerdings leichter zu erreichen als Erhöhungen 
der Miete. Die Beweglichkeit nach unten war zudem mit 50.000 EUR, 
eine Anhebung hingegen mit 30.000 EUR gedeckelt. Der RH hielt eine 

für beide Seiten gleiche Regelung für zweckmäßiger. 

(2) Der RH erachtete neben der erfolgten einschränkten Interessenten­

suche die Ausrichtung des Mietvertrags auf die hinter der Mieterin ste­

hende natürliche Person als ungewöhnlich. 

(3) Der RH kritisierte ferner das Vorrnietrecht, das die WDE der Miete­
rin eingeräumt hatte. Er erachtete es nicht als zweckmäßig, der Miete­

rin ein Vorrnietrecht einzuräumen, ohne dass dafür eine ausreichende 

Begründung oder ein vermögenswerter Vorteilsausgleich erkennbar 
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war. Diesbezüglich verwies er auf seine Empfehlung zu Vorrnietrechten 
in TZ 18 und TZ 23 . 

.. Badeschiff' 

26.1 (1) Die Wasserrechtsbehörde hatte einem Mitarbeiter der seitens des 
Bundes für die Flächen des Donaukanals zuständigen Abteilung Was­
serstraßen im BMVIT mit März 2004 als Privatperson die schifffahrts­
rechtliche Bewilligung für die Errichtung einer Lände zur Verheftung 
von Wasserfahrzeugen und Schwimmkörpern am rechten Ufer des 
Donaukanals erteilt. Die Wasserstraßendirektion des BMVIT hatte als 
damalige Vertreterin des Grundstückseigentümers diesem Mitarbeiter 
darüber hinaus im Dezember 2004 einen Bestandvertrag auf unbe­
stimmte Dauer über die diesbezüglichen Vorkaiflächen39 am Donau­
kanal - nach einem einvernehmlichen Kurienbeschluss der DHK -
eingeräumt. Als Bestandzins wurde ein Betrag von 483 EUR pro Jahr 
vereinbart. 

Der Bestandnehmer vereinbarte lt. Aktenlage des BMVIT in Folge über 
diese Flächen mit einem privaten Unternehmen, das auf den gegen­
ständlichen Flächen ein .. Badeschiff' verheftete und betrieb, ein Nut­
zungsübereinkommen mit einem Zins von rd. 2.019 EUR pro Monat. 
Besondere vertragliche Gegenleistungen für diesen Betrag hatte der 
Bestandnehmer nicht zu erbri ngen. 

Eine Vereinbarung über die Nutzung der benötigten Wasserfläche 
schloss der Bestandnehmer mit dem Grundstückseigentümer Repu­
blik Österreich - vertreten durch das BMVIT - zu diesem Zeitpunkt 
nicht ab. 

(2) Die DHK kündigte den Vertrag über die Vorkaiflächen mit Sep­
tember 2009. Ein Widerruf der Bewilligung zur Verheftung ergab sich 
dadurch allerdings nicht, weil ein Zusammenhang zwischen Privat­
rechtstitel und Bewilligung nicht hergestellt werden konnte. Nach 
Wegfall des privatrechtlichen Nutzungsvertrags war die vertragliche 
Auflösung und das Ländenrecht inklusive der schifffahrtsrechtIichen 
Bewilligung Gegenstand mehrerer Gerichtsverfahren und Räumungs­
klagen, die bis Ende des Jahres 2014 andauerten. 

Aufgrund der Rechtsunsicherheit bzw. bis zur Klärung der Verfahren 
ging die DHK keine vertraglichen Verpflichtungen mit dem Unterneh­
men, welches das "Badeschiff' betrieb, in diesem Bereich des Donau-

39 Donauka nal km 6,384 bis km 6,545 
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kanals ein. Ebenso hatten damit andere Interessenten keine Möglich­
keit zur Errichtung einer Lände zur Verheftung von Wasserfahrzeugen 
und Schwimmkörpern oder zur Nutzung der Vorkaiflächen. 

(3) Bereits im März 2012 beschlossen die Kurien der DHK - nach einem 
Antrag der Stadt Wien -, mit dieser einen Bestandvertrag zur Verhef­
tung eines Badeschiffes abzuschließen. Letztendlich schloss die DHK im 
Dezember 2014 einen entsprechenden Vertrag mit der Stadt Wien ab; 
zugleich schloss die Stadt Wien ihrerseits einen nahezu identen Ver­
trag mit jenem Unternehmen ab, das auf den gegenständlichen Flächen 

das "Badeschiff' betrieb.4o Die Entgelte betrugen für die Vorkaiflächen 
der DHK 437,46 EUR und für die Wasserfläche 1.906,25 EUR pro Jahr. 

26.2 Der RH kritisierte, dass die DHK Flächen im Eigentum der öffentli­
chen Hand im Jahr 2004 einem Mitarbeiter der damals zuständigen 
Abteilung Wasserstraßen im BMVIT als Privatperson unbefristet in 
Bestand gegeben hatte, der diese in der Folge an ein Unternehmen 
weitervermietete, das auf den gegenständlichen Flächen ein "Bade­
schiff' betrieb. Der Bestandnehmer entrichtete It. Aktenlage des BMVIT 
selbst nur einen Bruchteil des von ihm durch Weitervermietung ein­
genommenen Betrags, ohne besondere vertragliche Gegenleistungen 
erbringen zu müssen. Der RH verwies dazu auf seine Empfehlungen 

zur Weitergabe von Flächen in TZ 19. 

Insbesondere kritisierte der RH, dass durch die lange Verfahrensdauer 
und die Rechtsunsicherheit nach Kündigung dieses Vertrags eine alter­
native Nutzung in diesem Bereich des Donaukanals nicht möglich war. 

Er empfahl der Bestandgeberin via donau sicherzustellen, dass künftig 
Konsensträger eines Ländenrechts die DHK selbst ist und in weiterer 
Folge eine Weitergabe an Private vertraglich vereinbart werden kann. 

26.3 (1) Die via donau wies in ihrer Stellungnahme auf die - vom RH bereits 
dargestellte - Kündigung der seitens der via donau und der DHK abge­
schlossenen Verträge mit dem Mitarbeiter des BMVIT und den mittler­
weile erfolgten Abschluss eines direkten Vertrags mit dem Badeschiff­
betreiber hin. 

(2) Laut Stellungnahme des Landes Niederösterreich sei aufgrund eines 
Beschlusses der Kurien die Weitergabe von Ländenrechten an Dritte 
nun nicht mehr möglich. 

40 Eine Differenzierung erfolgte nunmehr aufgrund der unterschiedlichen Zuständigkeiten 

bzw. Eigentumsverhältnisse - DHK (Kaimauer) und Republik Österreich (Wasse rtl äche) 
- und des seit 20 12 bestehenden Furchtgenussrechtes der v ia donau an Bundesliegen­

schaften. 
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27.1 (1) Die dem "Badeschiff' vorgelagerten Landflächen am rechten Ufer des 
Donaukanals gab die DHK im Mai 2007 einer Gesellschaft in Bestand, 

deren geschäftsführender Gesellschafter der Betreiber des "Badeschiffs" 

war. Zum sei ben Zeitpunkt schloss die DHK mit einer weiteren Gesell­

schaft des Badeschiffbetreibers einen Bestandvertrag über Flächen am 
linken Donaukanalufer stromab der Kaiserbadschleuse bis nach der 

Salztorbrücke zum Betrieb saisonaler Freizeiteinrichtungen. Beide Ver­
träge waren bis 31 . Dezember 2016 befristet und sahen zumindest für 

die ersten drei Jahre ein flächenbezogenes Mindestentgelt von 1,70 EUR 
pro m2 und Jahr vor. Dies war das niedrigste Entgelt aller seit dem 

Jahr 2000 von der DHK abgeschlossenen Bestandverträge für Gastro­
nomie- und Freizeitnutzungen. 

Aufgrund der vereinbarten Umsatzbeteiligungen von 3 % sowie der 
Wertsicherung und kleinerer Änderungen der Bestandfläche erhöh­

ten sich die flächenbezogenen Entgelte für die bei den Liegenschaften 
zuletzt im Jahr 2014 auf rd. 2,57 EUR bzw. rd. 3,85 pro m2 und Jahr. 

Dies lag weiterhin im untersten Bereich einer Bandbreite von Bestand­

verträgen für Gastronomie und Freizeitnutzungen zwischen rd. 3 EUR 
und 90 EUR pro m2. Eine Herleitung der in diesen Verträgen verein­

barten Entgelte aus den Tariflisten und Richtsätzen war nicht möglich. 

(2) Die Gesellschaft als Bestandnehmerin gab ihrerseits Teilflächen des 

Bestandgegenstands am linken Donaukanalufer an ein drittes Unter­

nehmen weiter, das auf den gegenständlichen Flächen einen Gastro­
nomiebetrieb in Form eines Sommerstrands41 führte. Die Höhe die­
ses Bestandzinses war der DHK als Bestandgeber der Flächen nicht 

bekannt; ein entsprechendes Einsichtsrecht hatte sie nicht vereinbart. 

27.2 Der RH hielt kritisch fest, dass die DHK im Jahr 2007 einen Bestand­
vertrag über Flächen am linken Donaukanalufer mit einer weiteren 
Gesellschaft des Badeschiffbetreibers schloss, die diese ihrerseits zum 
Teil an ein drittes Unternehmen weitergab. Darüber hinaus waren die 

von der DHK eingehobenen Entgelte von 1,70 EUR pro m2 bzw. zuletzt 
im Jahr 2014 rd. 2,57 EUR und rd. 3,85 EUR pro m2 und Jahr vor dem 

Hintergrund der Weitervermietungen für den Bestandnehmer überaus 
günstig. Der RH verwies dazu auf seine Empfehlungen zur Weitergabe 
von Flächen in TZ 19. 

27.3 Die via donau und das Land Niederösterreich wiesen in ihren Stellung­
nahmen darauf hin, dass der Bestandzins den damaligen Richtsätzen 
entsprochen habe. 

41 nTel Aviv Beachn 
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27.4 Der RH erwiderte der via donau, dass das bei Vertragsbeginn verein­
barte flächenbezogene Mindestentgelt das niedrigste aller seit dem 
Jahr 2000 von der DHK abgeschlossenen Bestandverträge für Gas­
tronomie- und Freizeitnutzungen war. Zudem ließ sich die Erhöhung 
nicht aus den Richtsätzen des entsprechenden Jahres ableiten. Auch lag 
eine verbaute Fläche im betroffenen Abschnitt, für die nach Ansicht 
des RH andere Richtsätze und Tarife galten. 

Der RH unterstrich ferner vor diesem Hintergrund und der erfolgten 
Weiterverpachtung seine Empfehlung (TZ 19) sicherzustellen, dass 
Ertragschancen für die Nutzung von Flächen im öffentlichen Eigentum 
nicht durch unzureichend kontrollierte Weitergaben ungenutzt bleiben. 

28.1 Am linken Ufer des Donaukanals im Bereich der Salztorbrücke befand 
sich ein im Juni 2005 errichtetes Gebäude ("Glashaus"), das in der Ver­
waltung der Magistratsabteilung Wiener Stadtgärten (MA 42) lag.42 

Die DHK hatte die umliegenden Grundflächen im Mai 2007 und mit 
Nachtrag vom Juli 2009 einem Unternehmen in Bestand gegeben (siehe 
"Adria Wien - Tel Aviv Beach", TZ 27). Das Glashaus selbst war aus­
drücklich von dieser Vereinbarung ausgenommen. Die MA 42 verein­
nahmte für das Glashaus auf Basis eines mit demselben Unternehmen 
abgeschlossenen Vertrags rd. 700 EUR pro Monat. 

Ein schriftlicher Vertrag zwischen der MA 42 und der grundverwal­
tenden DHK lag nicht vor. Im Februar 2010 sprachen sich die Kurien 
der DHK für die Ausarbeitung einer vertraglichen Regelung über den 
Bestand des Glashauses zwischen der DHK und der Stadt Wien aus. 
Eine Vereinbarung kam im Jahr 2012 aufgrund unterschiedlicher Ent­
geltvorstellungen nicht zustande. Weitere Besprechungen im Jahr 2014 
bl ieben ergebnislos. 

28.2 Der RH bemängelte, dass für ein am linken Ufer des Donaukanals im 
Jahr 2005 errichtetes Gebäude ("Glashaus"), das in der Verwaltung der 
Magistratsabteilung Wiener Stadtgärten (MA 42) stand, diese einen 
Bestandvertrag mit einer Gesellschaft des Badeschiffbetreibers abge­
schlossen hatte, obwohl kein Vertrag zwischen der MA 42 und der 
grundverwaltenden DHK bestand. 

Er empfahl der via donau als Geschäftsste lle der DHK, einen Bestand­
vertrag über das "Glashaus" entsprechend den aktuellen Richtsätzen 
bzw. Tariflisten abzuschließen. 

42 Die Errichtung erfolgte ursprünglich als Zen trum einer Naturmeile am Donaukanal im 

Zusammenhang mit der Einrichtung des Nationalparks Donauauen . 
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28.3 (J) Laut Stellungnahme der via donau versuche die DHK mit der MA 42 
diesbezüglich einen Vertrag abzuschließen. 

(2) Die Stadt Wien merkte in ihrer Stellungnahme an, dass das Glas­
haus nicht aus dem Jahr 2005 stammte, sondern in den 1990er Jah­
ren im Zuge der Wiener Umweltmeile entstanden war. Damals habe 
für die gesamte Umweltmeile eine mündliche Vereinbarung zwischen 
der Stadt Wien und der DHK bestanden. Die MA 42 sei daher ledig­
lich in bestehende Rechte eingetreten. 

28.4 Der RH nahm die Anmerkungen der Stadt Wien zur Entstehung des 
Glashauses zur Kenntnis. Er wies jedoch darauf hin, dass rein mündliche 

Vertragsabschlüsse im Liegenschaftsbereich eine unübliche und jede 
Transparenz und Nachvollziehbarkeit ausschließende Vorgangsweise 

darstellten. Er bekräftigte deshalb seine Empfehlung, einen Bestand­

vertrag über das "Glashaus" abzuschließen. Dies insbesondere, weil 
eine Vertragserstellung bereits in der DHK thematisiert worden war und 

die MA 42 ihrerseits für das "Glashaus" Einnahmen - aufgrund eines 
schriftlichen Vertrags - erzielte. 

29.1 Die via donau schloss im Juni 2010 als Verwalterin der liegenschaf­
ten des Bundes einen unbefristeten Bestandvertrag mit einem Unter­

nehmen über die Nutzung einer Bestandfläche am rechten Ufer des 
Donaukanals in Wien im Bereich der Spittelau ab. Das BMVIT hatte 

dem gegenständlichen Vertrag bereits im April 2010 zugestimmt. 

Neben dem vereinbarten Mindestbestandzins von 4.500 EUR (ohne 
USt) pro Jahr vereinbarten die Vertragsparteien einen umsatzabhän­

gigen Zins von 3 % des Bruttoumsatzes. Zur Ermittlung der entspre­
chenden Bemessungsgröße waren der via donau im November jeden 
Jahres unaufgefordert Nachweise bzw. eine Aufstellung der Gesamt­
einnahmen zu übermitteln. Entsprechende Nachweise lagen der via 

donau seit Vertragsbeginn nicht vor. Eine vollständige Berechnung 

des Bestandzinses über das Mindestentgelt hinaus konnte somit nicht 
vorgenommen werden. 

(2) Dem Bestandnehmer war ferner jede entgeltliche oder unentgelt­

liche Überlassung des Gebrauchs der Flächen an Dritte ohne vorhe­
rige schriftliche Zustimmung durch den Bestandgeber untersagt. Im 

Jahr 2011 nahm ein Gastronomie- und Freizeitbetrieb auf einer benach­
barten Liegenschaft den Betrieb auf und bewirtschaftete im Mai 2013 

eine Terrasse auf der Bestandfläche. 
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Zudem wurde der Vertragspartner der via donau mit Jänner 2014 mit 
einer weiteren Gesellschaft verschmolzen und aus dem Firmenbuch 
gelöscht. Ein entsprechender Schriftverkehr oder diesbezügliche all­
fällige Zustimmungen der via donau lagen nicht vor. 

29.2 Der RH kritisierte, dass die via donau als Verwalterin der Liegenschaf­
ten des Bundes im Jahr 2010 einen unbefristeten Bestandvertrag am 
rechten Ufer des Donaukanals im Bereich der Spittelau abgeschlossen 
hatte. Darüber hinaus kritisierte er, dass seit Vertragsbeginn keine der 
vereinbarten Nachweise bzw. Aufstellungen der Gesamteinnahmen 
zur Berechnung des Bestandzinses vorlagen bzw. diese die via donau 
nicht einforderte. Er verwies dazu auf seine Empfehlungen zur Ver­
tragsdauer in TZ 18 und zu den Einsichtsrechten bei Umsatzbeteili­
gungen in TZ 17. 

Ebenso hielt der RH kritisch fest, dass die via donau keinen Schriftver­
kehr darüber führte oder eine allfällige Zustimmung zur Überlassung 
des Gebrauchs der Fläche an Dritte nicht dokumentierte, obschon ent­
sprechende Anzeichen darüber vorlagen und der Vertragspartner der 
via donau darüber hinaus mittlerweile aus dem Firmenbuch gelöscht 
wurde. 

Der RH empfahl daher der via donau, im Sinne der Vereinbarungen in 
ihren Bestandverträgen, Überlassungen der Flächen an Dritte zu prü­
fen und - bei allfälliger Zustimmung - schriftlich zu dokumentieren. 

29.3 Laut Stellungnahme der via donau seien ihr - entgegen den Ausführungen 
des RH - die Umsätze jährlich übermittelt worden. Die Dokumentation 
der Überlassungen sei gegeben. Aufbauend auf diesen Meldungen seien 
die Umsatzbeteiligungen berechnet worden. Seit dem Umsatzjahr 2011 
würden die Umsatzmeldungen zusätzlich von einem Wirtschaftsprüfer 
bestätigt. 

29.4 Der RH stellte klar, dass weder während der Gebarungsüberprüfung 
noch mit der gegenständlichen Stellungnahme derartige Umsatzmel­
dungen übermittelt worden waren bzw. die dem RH übergebenen 
Umsatzmeldungen und Einzelposten den überprüften Fall nicht abbil­
deten. Der RH nahm den Hinweis der via donau über die Bestätigung 
durch den Wirtschaftsprüfer positiv zur Kenntnis. Seine Kritik an der 
unbefristeten Vertragsdauer hielt der RH aufrecht. 
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30.1 (1) Der Bestandnehmer, der am rechten Ufer des Donaukanals die "Sum­
merstage" betrieb, hatte vertragsgemäß zwischen 1998 und 2013 dem 

Grundeigentümer Bund bzw. der via don au einen Bestandzins von 
wertzusichernden rd. 2.084 EUR pro Jahr und somit einen flächen­

bezogenen Bestandzins von rd. 3,4 EUR pro m2 und Jahr für die am 

Donaukanal liegende Teilfläche zu entrichten. 

Bereits im August 2010 teilte das BMVIT als Eigentümervertreter der 
via donau mit, dass einer Verlängerung des bestehenden Vertrags nur 

zugestimmt werden könne, wenn die Beteiligung am Bruttoumsatz 
von 2 % auf 4 % erhöht werde. 

Tatsächlich sah die via donau von der Vereinbarung einer Umsatzbetei­

ligung laut einem Aktenvermerk im September 2013 ab. Sie begründete 
dies u.a. mit der vorgenommen Erhöhung sowie den Aufwendungen 

des Bestandnehmers für die Infrastruktur. Die via donau erwirkte aller­

dings als Fruchtnießerin der Liegenschaften des Bundes im Jahr 2014 
- bei einer geringfügigen Ausweitung der Bestandfläche von 800 m2 

auf 950 m2 - eine deutliche Erhöhung des Bestandzinses auf nunmehr 

wertzusichernde 25.000 EUR pro Jahr. Damit ergab sich ein flächen­

bezogener Bestandzins von nunmehr rd. 26,3 EUR pro m2 und Jahr. 

(2) Für die benachbarte Teilfläche, die sich im Eigentum der Stadt Wien 
befand, hatte derselbe Bestandnehmer vertragsgemäß zwischen 2004 

und 2010 rd. 2.155 EUR pro Jahr und somit einen flächenbezogenen 
Bestandzins von rd. 1,63 EUR pro m2 und Jahr zu zahlen. Die Stadt 

Wien, vertreten durch die MA 42, und der Bestandnehmer vereinbarten 
im Mai 2010 neben einer Ausweitung der Bestandfläche von 1.321 m2 

auf 1.571 m2 eine Erhöhung auf 3.000 EUR pro Jahr. Damit ergab sich 

ein flächenbezogener Bestandzins von 1,91 EUR pro m2 und Jahr. 

(3) Im Jahr 2010 förderte die Stadt Wien den Bestandnehmer im Rah­
men der Wirtschaftsförderung mit einem Betrag von 10.000 EUR. 

(4) Der Bestandnehmer hatte darüber hinaus wiederholt Teilflächen 
weitervermietet. Dies war zulässig. Über derartige Weitervermietungen 

lagen den Bestandgebem keine detaillierten Informationen vor. Ebenso 
war die Höhe des diesbezüglichen Zinses den Bestandgebern nicht 
bekannt. 

30.2 (1) Der RH hielt kritisch fest, dass ein Bestandnehmer, der am rechten 

Ufer des Donaukanals die "Summerstage" betrieb und deren benach­
barte Teilflächen sich einerseits im Eigentum des Bundes, andererseits 
der Stadt Wien befanden, für diese unterschiedliche Bestandzinse zu 
zahlen hatte. Selbst wenn die Flächen, wie in diesem Fall, von unter-
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schiedlichen Grundstückseigentümem verwaltet wurden, wäre nach 

Ansicht des RH, bei ähnlicher Lage und Nutzung und unter Anwendung 
entsprechender Richtsätze, ein ähnlicher, marktgerechter Bestandzins 

zu erwirtschaften. Er verwies dazu auf seine Empfehlungen zur Tarif­

abstimmung in TZ 16. 

Darüber hinaus konnte durch den RH kein Bezug zu den Richtsät­
zen und Tarifen hergestellt werden. Dabei erreichte die via donau im 

Jahr 2014 eine Erhöhung des flächenbezogenen Bestandzinses von rd. 
3,4 EUR pro m2 auf nunmehr rd. 26,3 EUR pro m2 und Jahr, während 

der flächenbezogene Bestandzins an die Stadt Wien, vertreten durch 
die MA 42, trotz einer geringfügigen Erhöhung bei rd. 1,91 EUR pro 

m2 und Jahr verblieb. Der RH erachtete daher den bis 2014 der via 
donau zu zahlenden und gegenüber der Stadt Wien weiterhin zu zah­

lenden Bestandzins von rd. 2 EUR bis 3 EUR pro m2 und Jahr als für 

den Bestandnehmer überaus günstig. 

Der RH kritisierte darüber hinaus, dass die via donau von der vor­

gesehenen Vereinbarung einer Umsatzbeteiligung absah. Ergänzend 

hielt der RH fest, dass die Stadt Wien im Jahr 2010 den Bestandneh­
mer im Rahmen der Wirtschaftsförderung zudem mit einem Betrag 

von 10.000 EUR gefördert hatte. 

(2) Der RH hielt weiter kritisch fest, dass der Bestandnehmer darüber 

hinaus Teilflächen der Bestandfläche an Dritte weitervermietete und 

über derartige Weitervermietungen keine detaillierten Informationen 
vorlagen. Ebenso war die Höhe allfälliger Entgelte dafür nicht bekannt. 

Bezüglich der Weitergabe von Flächen verwies der RH auf seine Emp­

fehlungen in TZ 19. 

30.3 (1) Laut Stellungnahme der via donau habe der jährlich fixe Umsatz erlös 
nach mehrjährigen Verhandlungen mehr als verdoppelt werden kön­
nen. Teil der Verhandlungen sei es gewesen, von einer Umsatzbeteili­
gung abzugehen. Zudem sei mit 26,3 2 EUR ein hoher Quadratmeter­

Preis erzielt worden. 

(2) Die Stadt Wien wies in ihrer Stellungnahme drauf hin, dass für die 
"Summerstage" Ähnliches wie für die Erstansiedlung von Projekten 
an der Neuen Donau gelte (siehe TZ 15 und TZ 16). Die Summerstage 
sei als Pionierprojekt zu bezeichnen und über Jahrzehnte gewachsen, 
was sich im unterschiedlichen Bestandzins widerspiegle. 

30.4 Unter Hinweis auf die zwischen Bund und Stadt Wien unterschied­
lichen Bestandzinse für benachbarte Flächen erwiderte der RH der Stadt 
Wien, dass die via donau im Jahr 2014 eine Erhöhung des flächenbe-
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zogenen Bestandzinses von rd. 3,4 EUR pro m2 auf rd. 26,3 EUR pro 

m2 und Jahr erreicht hatte, wogegen der flächenbezogene Bestand­

zins an die Stadt Wien, vertreten durch die MA 42, trotz einer gering­

fügigen Erhöhung bei rd. 1,91 EUR pro m2 und Jahr verblieb. 

Der RH merkte ferner an, dass ein Bestandzins für "Pionierleistungen" 

den Tarifrichtlinien der Stadt Wien zuwiderlief. Nach seiner Ansicht 

stand der angesprochenen "Pionierleistung" durch die langjährige 

Abschöpfung der Erträge in den Jahren des begünstigten Bestand­

zinses gleichsam ein "Pionierlohn" gegenüber. Es sei zudem fraglich, 

ob eine Pionierleistung jahrzehntelang dauern könne. 

31.1 Der am rechten Donaukanalufer unterhalb der Mündung des Wien­

flusses liegende Herrmannpark wurde von der Magistratsabteilung 

Wiener Stadtgärten (MA 42)43 verwaltet. Im Juni 2005 schloss die 

Stadt Wien, vertreten durch die MA 42, mit einem Bestandnehmer 

einen Bestandvertrag zum Zweck des Betriebs einer Strandbar44 mit 

einem Bestandzins von 2.400 EURjährlich (rd. 0,68 EUR pro m2). Dies 

war der niedrigste flächenbezogene Zins der im Rahmen der Geba­

rungsüberprüfung vorliegenden Verträge aus dem Gastronomie- und 

Freizeitbereich. Ein Bezug der Entgeltberechnung zu geltenden Richt­

linien oder Tariflisten war nicht zu erkennen. 

(2) Die Stadt Wien vereinbarte zahlreiche vom Bestandnehmer umzu­

setzende Auflagen im Bereich der Oberflächengestaltung und Nutzung, 

wofür sie u.a. einen einmaligen Kostenbeitrag von rd. 55.000 EUR 

durch den Bestandnehmer vorsah. Ferner forderte sie vom Bestand­

nehmer zur Sicherstellung eine Kaution in Form einer Bankgarantie 

in Höhe von 6.000 EUR während des aufrechten Vertragsverhältnisses. 

Darüber hinaus vereinbarte die Stadt Wien mit dem Bestandnehmer 

u.a., Wasserzuleitung und Abwasserkanalleitungen sowie diverse Infra­

struktur auf Kosten der Stadt Wien zur Verfügung zu stellen. Die 

tatsächlichen Aufwendungen der Magistratsabteilung Wien Kanal 

für die Infrast ruktur im Herrmannpark beliefen sich dabei auf rd. 
308.000 EUR.45 

(3) Im Februar 2013 hatte die MA 42 das Ansuchen um Verlängerung 

des Vertrags der Abteilung Liegenschaftsmanagement vorgelegt. Diese 

hatte u.a. ein umsatzabhängiges Entgelt vorgeschlagen. Für den darü-

43 mit der Abteilung Wien Kanal (WlCN) 

44 .. Strandbar Herrmann" 

45 Laut Bericht des Wien er Stadtrechnungshofes - zum damaligen Zeitpunkt Kontroll­

amt - KA V - 30- 1/06 
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ber hinaus vorgeschlagenen Mindestzins schlug sie eine Orientierung 

an der Bodenwertverzinsung von rd. 3 % p.a. vor.46 

Die MA 42 legte im März 2013 mit Hinweis auf Abschläge im Bodenwert 
u.a. aufgrund der Böschungslagen sowie den Auflagen des Bestandver­

trags in einer Ergänzungsvereinbarung u.a. eine Erhöhung des Bestand­
zinses auf20.013 EURjährlich (rd. 5,67 EUR pro m2) fest. Ein zusätzlich 

umsatzabhängiges Entgelt, wie von der Abteilung Liegenschaftsma­
nagement vorgeschlagen47 , vereinbarte die MA 42 jedoch nicht. Eine 

Orientierung am Gebrauchsabgabegesetz war nicht erkennbar. 

Ebenso vereinbarten die Vertragsparteien, den Wasserbezug nunmehr 

auf den Bestandnehmer selbst umzumelden, der bis zu diesem Zeit­

punkt auf Wien Kanal gelautet hatte. 

(4) Für die benachbarte von der DHK verwaltetete Grundfläche schloss 

die via donau im Juni 2006 mit demselben Bestandnehmer einen befris­
teten Vertrag, v.a. für das Aufstellen und den Betrieb von Versor­
gungseinrichtungen, ab. Das vereinbarte jährliche Entgelt für eine 

Fläche von rd. 240 m2 betrug rd. 2.050 EUR, d.h. flächenbezogen rd. 

8,5 EUR pro m2. 

(5) Für die Sanierung des Geländers der Rampe im Herrmannpark hatte 
die DHK im Jahr 2009 einen Aufwand von rd. 245.000 EUR inklu­

sive USt zu tragen. 

31.2 Der RH kritisierte den Vertrag aus dem Jahr 2005 für die Flächen des 
am rechten Donaukanalufer liegenden Herrmannparks mit einem Ent­

gelt von 2.400 EURjährlich als für den Bestandnehmer48 überaus güns­
tig und für die öffentliche Hand (Stadt Wien) als nachteilig. Ein Bezug 

der Entgeltberechnung zu geltenden Richtlinien oder Tariflisten war 

nicht zu erkennen. Der RH verwies in diesem Zusammenhang auf die 
Erhöhung des Bestandzinses im Jahr 2013 um das nahezu Neunfache 

auf rd. 20.013 EUR. 

Er bemängelte zudem, dass der flächenbezogene Bestandzins auch wei­
terhin unter dem Niveau lag, das derselbe Bestandnehmer auf einer 
benachbarten Fläche der DHK zu entrichten hatte. Ferner kritisierte er, 
dass die Stadt Wien (MA 42) ein umsatzabhängiges Entgelt, wie von 

der Abteilung Liegenschaftsmanagement vorgeschlagen, nicht verein-

46 Dies hätte - nach den Bodenwertangaben der MA 69 von 220 bis 470 EUR pro m2 -

auf der gegenständlichen Fläche von 3.528 m2 und einem Mittelwert der Bodenwerte 

von 345 EUR pro m2 einen Bestandzins von 36.514,80 EUR pro Jahr ergeben. 

47 Diese hatte ein umsatzabhängiges Entgelt von 6 % bis 8 % als denkbar erachtet. 

48 Blaufuss Gastronomie GmbH 

557 

III-249 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 06 Hauptdokument Teil 6 (gescanntes Original) 61 von 80

www.parlament.gv.at



Einzelfeststellungen 

558 

R -
H 

bart hatte. Er verwies bezüglich der Höhe des Entgelts auf seine Emp­
fehlungen zur Tarifabstimmung in TZ 16. 

Darüber hinaus kritisierte der RH, dass die Stadt Wien dem Bestand­
nehmer Wasserzuleitung und Abwasserkanalleitungen sowie diverse 
Infrastruktur in Höhe von rd. 308.000 EUR sowie den Wasserbezug auf 
ihre Kosten zur Verfügung stellte. Auch hatte die DHK für die Sanie­
rung des Geländers der Rampe im Herrmannpark im Jahr 2009 einen 
Aufwand von rd. 245.000 EUR inklusive USt zu tragen . 

Der RH empfahl daher der via donau und der Stadt Wien, bei Kosten, 
die in ursächlichem, direktem Zusammenhang mit der Nutzung durch 
die Bestandnehmer stehen, eine Kostenbeteiligung der Bestandneh­
mer festzulegen. 

Die Bankgarantie zur Sicherstellung allfälliger Ansprüche der Stadt 
gegenüber Privaten bzw. dem Bestandnehmer, erachtete der RH als 
zweckmäßig. 

31.3 (1) Laut Stellungnahme der via donau habe die Geländersanierung im 
Bereich Rampe nicht an den Betreiber weiterverrechnet werden kön­
nen, weil sie diesem nicht zurechenbar sei. Es handle sich um eine 
öffentlich zugängliche Rampe. 

(2) Die Stadt Wien verwies in ihrer Stellungnahme darauf, dass der 
Betreiber die Fläche von der damaligen MA 30 als Baustelleneinrich­
tungsfläche übernommen und in die Herstellung der Fläche auf eigene 
Kosten investiert habe. Im Hinblick auf die gesamtheitliche Betrach­
tung des öffentlichen Interesses (Stadtbild, Belebung am Donaukanal, 
Etablierung von Kultureinrichtungen etc.j könne die Argumentation 
des RH bzw. die Einschätzung der Nachteiligkeit nicht nachvollzo­
gen werden. Kosten, die Teil der Nutzungsobliegenheiten seien, wür­
den dem Pächter anteilsmäßig verrechnet bzw. als Teil des Pachtver­
trages aufgenommen. 

31.4 (1) Der RH hielt der via donau das vergleichsweise geringe Nutzungs­
entgelt entgegen. Die durch die öffentliche Hand fmanzierten Sanie­
rungsarbeiten wären nach Ansicht des RH - gerade vor dem Hin ­
tergrund der nachfrageintensiven privatwirtschaftlichen Nutzung 
- jedenfalls in der Kalkulation des Nutzungsentgelts mitzuberück­
sichtigen gewesen. Zudem verwies er auf Nutzungsobliegenheiten und 
Pflichten (Pflege von Flächen, Betriebszeiten etc.l, die mit anderen 
Pächtern vereinbart worden waren. 
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Flächennutzung im Bereich der Neuen Donau, 
der Donauinsel und des Donaukanals 

(2) Der RH erwiderte der Stadt Wien, dass ein Bezug zu den geltenden 
Richtlinien oder Tariflisten nicht zu erkennen war und die Erhöhung 
des Besta ndzinses im Jahr 2013 um das nahezu Neunfache auf einen 
bis dahin für den Bestandnehmer durchaus günstigen Zins schließen 
ließ. Er verwies in diesem Zusammenhang auf seine Gegenäußerung 
in TZ 30. 

Mit Bezug auf das Interesse der Stadt an einer Belebung des Raumes 
(und deswegen niedrigem Bestandzins) hielt der RH ferner fest, dass 
im überprüften Fall seitens der Stadt Wien keine Gemeinnützigkeit in 
der Betriebsführung mit dem Pächter vereinbart worden war. 

Er erinnerte zudem daran, dass die Stadt Wien dem Bestandnehmer 
Wasserzuleitung und Abwasserkanalleitungen sowie diverse Infrastruk­
tur in Höhe von rd. 308.000 EUR sowie den Wasserbezug auf ihre 
Kosten zur Verfügung stellte. Der RH hielt daher an seiner Kritik und 
Empfehlung betreffend eine Kostenbeteiligung der Bestandnehmer fest. 

32.1 Ein Bestandnehmer, der sowohl als Einzelunternehmer als auch als 
Eigentümer mehrerer Gesellschaften, den Großteil der Flächen im 
Bereich der Neuen Donau - Reichsbrücke ("Copa Kagrana") gepachtet 
hatte49, wies wiederholt Zahlungsrückstände gegenüber den Bestand­
gebern DHK sowie der Stadt Wien auf. Teilweise nutzte er Flächen 
titellos. 

Im Zusammenhang mit den Bestandverhältnissen des betreffenden 
Bestandnehmers kam es mehrmals zu Zugeständnissen durch die Stadt 
Wien, so etwa: 

- Bereits im Juni 1996 vermerkte die Magistratsabteilung Wien er 
Gewässer konsenslose Errichtungen u.a. des Bestandnehmers und 
ersuchte den Wiener Hafen, nicht "sämtliche Wünsche der Bestand­
nehmer, sondern auch die Interessen der Stadt Wien" zu berück­
sichtigen. Zu diesem Zeitpunkt wurden in der vorbereitenden Sit­
zung der Donauinselkommission im Jänner 1996 vertragsauflösende 
Bedingungen protokolliert, und zwar wenn Verträge nicht einge­
halten bzw. erforderliche Bewilligungen nicht innerhalb von sechs 
Monaten nach Vertragsabschluss eingeholt werden. 

Ungeachtet dessen räumte die Stadt Wien bzw. der Wiener Hafen im 
Juli 1997 der Person des Bestandnehmers besondere Kündigungs­
bestimmungen für den Fall ein, dass behördliche Genehmigungen 

49 Darüber hinaus pachtete der Bestandnehmer auch Vorkaiflächen am rech ten Donau­

kanalufer im Bereich ei nes ehemaligen Raddampfers. 
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nicht erreicht werden konnten und ergänzte Vertragsweitergabe­
rechte, für die keine wirtschaftliche Gegenleistung erkennbar war. 

- Im Jahr 2003 berichtete die Donauinselkommission im Zusammen­
hang mit der Person des Bestandnehmers über konsenslos errich­
tete Bauten und nicht errichtete WC-Anlagen. 

- Mehrmals, zuletzt im April 2005 strich die Stadt Wien bzw. der Wie­
ner Hafen jene Bestimmung aus den Allgemeinen Vertragsbestim­
mungen, wonach .. das Vertragsverhältnis wegen Exekutionsführung 
gegen den Bestandnehmer aufgelöst werden kann" zugunsten des 
Bestandnehmers aus den Verträgen. 

- Im August 2005 sahen die Kurien der DHK50 vor, weitere Geschäfts­
verbindungen mit dem Bestandnehmer abzulehnen und aufrechte 
Verträge auf ihre Kündigungsmöglichkeit hin zu prüfen. Im Dezem­
ber 2005 schlugen diese jedoch vor - u.a. nach Begleichung diverser 
Außenstände bzw. Leistung einer Abschlagszahlung in Höhe von 
38.200 EUR -, neue Verträge mit dem Bestandnehmer im Bereich 
von Donaukanal und Neuer Donau abzuschließen. 

- Die Kurien der DHK kamen im Juli 2009 - entsprechend einer 
Empfehlung der Donaukanalkoordination der Stadt Wien - über­
ein, dem Bestandnehmer die Option eines neuen Vertrags unter der 
Bedingung der Vorlage sämtlicher behördlicher Bewilligungen für 
eine Bestandfläche am rechten Donaukanalufer einzuräumen. Die 
Fristen zur diesbezüglichen Vorlage wurden mehrfach verlängert. 
Erst im Jänner 2011 entzog die DHK dem Projekt des Bestandneh­
mers die Zustimmung. 

- Im November 2009 schlossen die Stadt Wien bzw. der Wiener Hafen 
einen weiteren Vertrag mit dem Bestandnehmer, in dem keine Kün­
digungsmöglichkeit, wie in vergleichbaren Verträgen, vereinbart 
worden war. Vielmehr war der Bestandgeber nicht berechtigt, aus 
Gründen des Eigenbedarfs eine Kündigung auszusprechen. 

- Im Oktober 2010 brachten die Stadt Wien und der Wien er Hafen 
eine Räumungsklage gegen den Bestandnehmer u.a. wegen titelloser 
Nutzung, Mietzinssäumnis und nachteiligen Gebrauchs ein. Hinzu 
kamen noch Außenstände der Stadt Wien im Zusammenhang mit 
der Räumungsklage gegen den Bestandnehmer von rd. 112.000 EUR. 
Das Gerichtsverfahren war zur Zeit der Gebarungsüberprüfung noch 
nicht abgeschlossen. 

50 somit auch die Kurie Wien 
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32.2 Der RH kritisierte die Stadt Wien bzw. die DHK, die bis zum Jahr 2009 
einem Bestandnehmer, der sowohl als Einzeluntemehmer als auch 
als Eigentümer mehrerer Gesellschaften den Großteil der Flächen im 
Bereich der Neuen Donau - Reichsbrücke ("Copa Kagrana") gepach­
tet hatte, wiederholt Vertragsverlängerungen gewährten, Sonderrechte 
einräumten sowie vertragliche Schutzbestimmungen im Interesse der 
öffentlichen Hand zu dessen Gunsten änderten, ohne dass dafür eine 
ausreichende Begründung bzw. eine wirtschaftliche Gegenleistung vor­
lag. Zudem wies der Bestandnehmer wiederholt Zahlungsrückstände 
gegenüber den Bestandgebern DHK sowie der Stadt Wien auf und 
nutzte Flächen teilweise titellos. 

Bezüglich der Bestandnehmerauswahl und der Kündigungsfristen ver­
wies der RH auf die Empfehlungen in TZ 14 und TZ 18. Bezüglich der 
Empfehlung, einem privaten Bestandnehmer ohne besondere Begrün­
dung oder eine wirtschaftliche Gegenleistung in einem Vertragsver­
hältnis keine Sonderrechte einzuräumen, verwies der RH ebenso auf 

seine Empfehlung in TZ 18. 

32.3 Laut Stellungnahme der via donau seien bezüglich des Bestandnehmers 
der "Capa Kagrana" derzeit mehrere gerichtliche Verfahren anhängig. 

33.1 Im Jahr 1998 führte die Stadt Wien durch die damals zuständige Vize­
bürgermeisterin Grete Laska eine Regelung zur Entlastung der Bestand­
nehmer auf den Flächen der Donauinsel und der Neuen Donau ein, die 
saisonal eine wetterabhängige Reduktion des Bestandzinses ( .. Sonnen­
tagsregelung") zum Ziel hatte. 

Die Regelung sah vor, dass ausgehend vom halben Bestandzins ledig­
lich an Tagen mit einer Tageshöchsttemperatur von mindestens 25 Grad 
Celsius ein anteiliger Tagessatz vollständig zu entrichten war. Nach­
dem die Abwicklung und die Nachfakturierung verwaltungsaufwän­
dig waren, gewährte die Stadt Wien bzw. der Wiener Hafen ab dem 
Jahr 2001 jenen Betrieben, mit denen die Sonnentagsregelung ver­
einbart worden war, generell eine Reduktion auf 50 % des im Vertrag 

fixierten Bestandzinses. 
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Zur Zeit der Gebarungsüberprüfung waren noch bei zwei Betrieben 
im Bereich der WGM die Bestandzinse auf die Sonnentagsregelung 
zurückzuführen, deren flächenbezogene Bestandzinse im Jahr 2014 

trotz Wertsicherung unter dem Jahr des Vertragsabschlusses lagen. 51 

33.2 Der RH bemängelte, dass mit einer im Jahr 1998 gewährten Regelung, 

wetterabhängige Reduktionen des Bestandzinses vorzusehen, die Stadt 
Wien einen Teil des unternehmerischen Risikos der Bestandnehrner 

übernahm. Ferner sorgten die gewährten Bestandzinsreduktionen für 

unterschiedliche Bestandzinsniveaus auf vergleichbaren Flächen. 

Der RH empfahl daher der WGM, darauf hinzuwirken, die Bestand­

zinse jener Bestandnehmer, die von der wetterabhängigen Reduktion 

des Bestandzinses profItieren, an die Richtsätze bzw. das Marktniveau 
anzupassen. 

33.3 Die WGM sicherte in ihrer Stellungnahme zu, Gespräche über die 
Anpassung der bestehenden Bestandzinse zu führen. 

51 Alle übrigen bzw. neueren Verträge waren von dieser Regelung nicht umfasst. Sie galt 

zudem lediglich unter der Voraussetzung, dass die Bestandzinsreduktion den allfa l­

ligen Pächtern weitergegeben wurde. Entsprechend zu erbringende Nachweise lagen 
allerdings nicht vor. 
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Flächennutzung im Bereich der Neuen Donau, 
der Donauinsel und des Donaukanals 

34 Zusammenfassend hob der RH nachfolgende Empfehlungen hervor: 

(1) Bei künftigen Vermietungen bzw. Verpachtungen von insbeson­
dere jenen Flächen im Eigentum der öffentlichen Hand, bei denen 
in einer Vorprüfung von mehreren Interessenten und einer Markt­
fähigkeit auszugehen ist, wäre eine Ausschreibung oder eine trans­
parente Interessentensuche durchzuführen. (TZ 14) 

(2) Die Nachvollziehbarkeit der in den Bestandverträgen vereinbar­
ten Entgelte wäre durch Erstellung eines Berechnungsblatts - als 
Anlage zum jeweiligen Vertrag - sicherzustellen. (TZ 15) 

(3) Die Bestandgeber sollten die Entgelte und Tarife für vergleich­
bare Nutzungskategorien auf Flächen im Eigentum der öffentlichen 
Hand aufeinander abstimmen. (TZ 16) 

(4) Bezüglich der Entgelte und Tariflisten wäre eine Evaluierung der 
Richtsätze auf Marktkonformität vorzunehmen. Dafür wären Indi­
katoren, wie der Bodenwert oder vergleichbare Regelungen, wie das 
Gebrauchsabgabegesetz, zur Erzielung eines marktkonformen Ent­
gelts heranzuziehen. (TZ 16) 

(5) Bei künftigen Vertragsvereinbarungen wäre eine richtlinienkon­
forme und einheitliche Umsatzbeteiligung in angemessener Höhe 
für die Bestandnehmer zu vereinbaren. (TZ 17) 

(6) Die Bestandgeber sollten für eine lückenlose Übermittlung 
der vereinbarten Umsatzmeldungen sorgen, um eine vollständige 
Berechnung des Bestandzinses vornehmen zu können. Zudem wären 
die Umsatzbezugsgrößen sowie die Form der Übermittlung einheit­
lich festzulegen. (TZ 17) 

(7) Hinsichtlich der Vorgangsweise zur Umsatzmeldung wären in den 
Verträgen die Vorlage der Umsatzsteuerbescheide und ein Einsichts­
recht in die Buchhaltung der Bestandnehmer vorzusehen. (TZ 17) 

(8) Künftig wären keine unbefristeten Bestandverträge auf Flächen 
im Eigentum der öffentlichen Hand mehr abzuschließen, sofern 
diese nicht eine Kündigungsmöglichkeit für den Bestandgeber zu 
kurzfristigen Bedingungen - etwa eine Kündigungsfrist von drei 
Monaten - vorsehen. (TZ 18) 
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(9) Bestandverträge, die aufgrund vorzunehmender Investitionen 
die wirtschaftlichen Interessen der Bestandnehmer sichern sollten 
und im beiderseitigen Interesse liegen, wären mit einer angemes­
senen Befristung bzw. gleichen Rechten und Pflichten für beide Sei­
ten zu versehen. (TZ 18) 

(10) Informationen über die Weitergabe von Flächen wären voll­
ständig einzuholen und die Verträge hinsichtlich der Angemessen­
heit des Bestandzinses zu überprüfen und gegebenenfalls anzupas­
sen. (TZ 19) 

(11) Es wäre dafür zu sorgen, dass der Bestandnehmer den Bestand­
geber über die wesentlichen Vertragsinhalte allfälliger Weitergabe­
verhältnisse - inklusive Zusatz- oder Nebenabreden - informiert. 
(TZ 19) 

(12) Bei der Entscheidung über allfällige Vertragsverlängerungen 
mit einem Bestandnehmer im Rahmen der Interessentensuche wären 
auch bekannte Unterbestandnehmer miteinzubeziehen, um so Mög­
lichkeiten zur Erlösmaximierung für die öffentliche Hand auszu­
schöpfen. (TZ 19) 

(13) Bei künftigen Bestandverträgen wäre eine Kaution bzw. eine 
Bankgarantie zur Sicherstellung allfälliger Ansprüche der öffent­
lichen Hand gegenüber Dritten bzw. den Bestandnehmern vorzu­
sehen. (TZ 20) 

(14) Bei Kosten, die in ursächlichem, direktem Zusammenhang mit 
der Nutzung durch die Bestandnehmer stehen wäre eine Kostenbe­
teiIigung der Bestandnehmer festzulegen. (TZ 31) 

(15) Von der Zuerkennung von Vormietrechten oder anderen Son­
derrechten ohne erkennbare Begründung oder Gegenwert wäre 
abzusehen. (TZ 18. 23) 
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Flächennutzung im Bereich der Neuen Donau, 
der Donauinsel und des Donaukanals 

(l6) Die Kurien sollten zeitnah auf den Beschluss einer neuen 
Geschäftsordnung der DHK hin wirken. (TZ 3) 

(l7) Eine Entscheidung über die tatsächlich für den Hochwasser­
schutz der DHK benötigten Anlagen wäre herbeizuführen und sich 
auf die gesetzlich geregelten Aufgaben der DHK zu beschränken. 
Nicht für den Hochwasserschutz benötigte Liegenschaften wären aus 
der Verwaltung sowie Nutznießung der DHK zu entfernen sowie in 
Abwägung der damit verbundenen Kostenfragen auf die Gebiets­
körperschaften zu übertragen. (TZ 4) 

(lB) Die vorgesehene Evaluierung und ein rechtsgültiger Beschluss 
der Treuhandregelung zwischen DHK und DHK - Management 
Gesellschaft m.b.H. wäre zu erwirken. (TZ 7) 

(l9) Mit der via donau wäre über eine Anpassung des Fruchtge­
nussentgelts, das die Kosten für die tatsächlich erbrachten Leistun­
gen und Anreizkomponenten miteinbezieht bzw. eine Berücksichti­
gung bei den Jahrespauschalbeträgen gemäß Wasserstraßengesetz, 
zu verhandeln. (TZ 9) 

(20) Von der Wiener Gewässer Management Gesellschaft mbH wäre 
ein Jahresbericht im Sinne des Generalpachtvertrags einzufordern. 
(TZ 11) 

(2I) Es wären zeitnah eine Evaluierung der Einnahmen der Wien er 
Gewässer Management Gesellschaft mbH vorzunehmen und Ver­
einbarungen bezüglich des Gewinns zu treffen. (TZ 12) 

(22) Bei wirtschaftlich erfolgreich umgesetzten Projekten wären 
rückzahlbare Förderungen, bspw. in Form eines Darlehens, zu erwä­
gen. (TZ 24) 

(23) Das Projekt "DHK Neu" wäre fertigzustellen und - vor dem 
Hintergrund einer anzustrebenden nachvollziehbaren und transpa­
renten Kostenstruktur - entsprechende Ergebnisse zur Beschluss­
fassung in der DHK wären auszuarbeiten. (TZ ) 

(24) Für gegenständliche und allfällige künftige steuerliche Grün­
dungen bzw. Umgründungen wären verpflichtende Rechtsauskünfte 
durch die Behörde einzuholen bzw. die Möglichkeiten der Bundes-
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abgabenordnung zu nutzen, um größtmögliche Rechtssicherheit zu 
erlangen. (TZ 6) 

(25) Die organisatorische Notwendigkeit der DHK - Management 
Gesellschaft m.b.H. sowie eine Eingliederung der diesbezüglichen 
Agenden in die Bereichsstruktur der via donau wäre zu prüfen. 
(TZ 8) 

(26) Es wäre den Bestandnehmern der Liegenschaften eine Versi­
cherungspflicht vertraglich zu überbinden. (TZ 10) 

(27) Die Schad- und Klagloshaltungsverpflichtung des Bestandneh­
mers wären umfassend zu formulieren. Dabei wäre klarzustellen, 
dass diese in allen Fällen zu gelten hätte, in denen der Bestandge­
ber durch Obliegenheits- oder Pflichtverletzungen des Bestandneh­
mers den Ansprüchen Dritter ausgesetzt ist. (TZ 10) 

(28) Bei einer künftigen Einräumung von Baurechten wäre eine 
Verkehrswertermittlung als Grundlage für die Bauzinshöhe vorzu­
nehmen. (TZ 23) 

(29) Es wäre sicherzustellen, dass künftig Konsensträger eines Län­

denrechts die DHK selbst ist und in weiterer Folge eine Weitergabe 
an Private vertraglich vereinbart werden kann. (TZ 26) 

(30) Ein Bestandvertrag über das "Glashaus" entsprechend den aktu­
ellen Richtsätzen bzw. Tariflisten wäre abzuschließen. (TZ 28) 

(31) Im Sinne der Vereinbarungen in den Bestandverträgen wären 
Überlassungen der Flächen an Dritte zu prüfen und - bei allfälliger 
Zustimmung - schriftlich zu dokumentieren. (TZ 29) 

(32) Es wäre darauf hinzuwirken, die Bestandzinse jener Bestand­
nehmer, die von der wetterabhängigen Reduktion des Bestandzinses 
profItieren, an die Richtsätze bzw. das Marktniveau anzupassen. 
(TZ 3 ) 

Bund 2016/4 

III-249 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 06 Hauptdokument Teil 6 (gescanntes Original)70 von 80

www.parlament.gv.at



R -
H 

Bund 2016/ /• 

ANHANG 

Entscheidungsträger 

der überprüften Unternehmen 

Anmerkung: 

AN ANG 
Entscheidungsträger 

im Amt befindliche Entscheidungsträger in Blaudru k 
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Wiener Donauraum Länden und Ufer Betriebs- und 
Entwicklungsgesellschaft mbH 

Dr. Ronald HREM 

(seit 27. Juni 2003) 

Ing. Mag. Micha I RAPBEIWER 

(seit 9. Oktober 2014) 
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H t (, 
Entscheidungsträger 

via donau - Österreichische Wasserstraßen- Gesellschaft m.b.H. 

Günther HAVRANEK 
(14. Dezember 2007 bis 2. August 2011) 

Dr. Alke ' PLER 
(seit 2. August 2011) 

r erry L HOLZ 
(seit ) 4. Dezember 2007) 

Mag. H imo RADI IINI 
(seit 14. Dezember 2007) 

Dipl. - lng. lI an - Pet r HA ·N I HL R 
(seit 1. Jänner 2010) 
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DHK - Management Gesellschaft m.b.H. 

Mag. Martina HERZ 
(17. April 2010 bis 9. April 2015) 

Dipl. - Ing. Hans- Peter HASENB ICHLER 
(seit 9. April 2015) 
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ANHAN<l 
Entscheidungsträger 

Wiener Gewässer Management Gesellschaft mbH 

Karin RAMSER 
(8. Jänner 2008 bis 14. April 2012) 

Dipl. - lng. Dr. Franz OBERNDORFER MAS 
(seit 14. April 2012) 

Dipl.-Ing. Günther SCHMALZ ER 
(8. Jänner 2008 bis 13. März 2012) 

Mag. Brigitte GRUBER- SPISKE 
(seit 14. April 2012) 

lng. Martin JANK 
(seit 8. November 2007) 
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Wien, im April 2016 

Der Präsident: 

Dr. Josef Moser 
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Bisher erschienen: 

Reihe Bund 2016/1 

Reihe Bund 2016/2 

Reihe Bund 2016/3 

Bericht des Rechnungshofes 
- Unternehmensliquiditätsstärkungsgesetz - Vergabe von Haftungen 
- Energie-Control Austria 
- Pensionsrecht der Bediensteten der Sozialversicherungen; 

Follow-up-Überprüfung 
- Zusammenarbeit Bundessozialamt und Sozialabteilung Land Steier­

mark; Follow-up-Überprüfung 
- Wiener Stadterweiterungsfonds ; Follow-up-Überprüfung 

Bericht des Rechnungshofes 
- Hochschule für Agrar- und Umweltpädagogik 
- Löschung von Abgabenrückständen 
- KELAG Wärme GmbH 
- MAK - Österreichisches Museum für angewandte Kunst; 

Follow - up-Überprüfung 
- Wellcon Gesellschaft für Prävention und Arbeitsmedizin GmbH; 

Follow-up-Überprüfung 

Bericht des Rechnungshofes 
- Instrumente zur finanziellen Steuerung der Krankenversicherung 
- Ausgewählte Steuerungsbereiche in der Krankenversicherung 
- Europäischer Globalisierungsfonds - Projekt für Transportarbeiter NÖ/üÖ 
- Münze Österreich Aktiengesellschaft; 

Follow-up-Überprüfung 
- via donau - Österreichische Wasserstraßen- Gesellschaft mbH; 

Follow-up-Überprüfung 
- Agrarumweltprogramm ÖPUL 2007; 

Follow-up-Überprüfung 

{ 
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